
Skizze der Weltlage
Emilia Sommer, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam mit
der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Nach der Pandemie Luft holen? Kaum möglich. Das letzte Jahr bot ein breites
Repertoire an kapitalistischen Krisensymptomen. Angefangen mit dem noch
immer anhaltenden Krieg in der Ukraine über große Aufstände wie im Iran
oder in Sri Lanka, die mit massiver und gewaltsamer Repression bekämpft
wurden  und  immer  noch  werden,  bis  hin  zur  Inflation  und  damit
einhergehenden massiven Preissteigerungen. Als ob das nicht genug wäre, so
merken wir schon jetzt sehr deutlich die Auswirkungen des Klimawandels
wie beispielsweise bei der Flut in Pakistan, die im Spätsommer 2022 ein
Drittel der Landesfläche überflutete. Es scheint, als würde eine Krise die
nächste  jagen,  und  dazwischen  gibt  es  keine  Zeit  zum Aufatmen.  Doch
warum ist das so? Woher kommt das und wie wirkt es sich auf die ohnehin
prekäre Lage von Frauen aus?

Es herrscht Krise – aber warum?
Ökonomische betrachtet, besteht der zentrale Grund für die gegenwärtige
Krisenperiode darin, dass die Ursachen der Finanzkrise 2007/08 nie gelöst
wurden. Die Regierungen haben nur deren Auswirkungen im Zaum gehalten.
Im  Kapitalismus  erfordern  Krisen  eigentlich  die  Vernichtung  von
überschüssigem Kapital, um einen neuen Wachstums- und Expansionszyklus
einzuleiten.  Doch das  hätte  auch  die  Vernichtung von  industriellem und
Finanzkapital aus den imperialistischen Metropolen in großem Stil erfordert.

Stattdessen wurden sie mit der Politik des „billigen Geldes“ und massiven
Schulden  gerettet.  Die  Krisenkosten  wurden  durch  soziale  Kürzungen,
steigende Preise  und die  Ausdehnung prekärer  Arbeit  (wie  zum Beispiel
Leiharbeit, Zeitarbeit und befristete Arbeitsverhältnisse) auf den Rücken der
Arbeiter:innenklasse  abgewälzt  –  und natürlich  auch auf  die  bäuerlichen
Massen im globalen Süden.
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Die  Niedrigzinspolitik,  die  zunehmende  Privatisierung  von  öffentlichen
Unternehmen,  eine  massive  globale  Verschuldung  und  viele  weitere
„Maßnahmen gegen die Krise“ schafften es nicht, eine neue ökonomische
Dynamik zu entfachen, und die Wirtschaft stagnierte. Gleichzeitig sorgen sie
dafür, dass nun der Spielraum, die aktuelle Situation abzufedern, wesentlich
geringer ist.

Durch die Coronapandemie wurde die sich vorher schon anbahnende erneute
Wirtschaftskrise  ausgelöst  und  massiv  verschärft.  Denn  durch  das  Virus
haben sich die Finanz- und die Gesundheitskrise synchronisiert.  Im Zuge
dessen  stieg  die  Verschuldung  auf  das  Dreifache  des  Welt-BIP
(Bruttoinlandsprodukt aller Länder). Die Verwertung des Kapitals stagniert
und  es  kommt  zu  einer  zunehmenden  Blasenbildung  (Ausdehnung  des
spekulativen und fiktiven Kapitals).

Das  Ergebnis:  massiv  steigende  Konkurrenz  zwischen  imperialistischen
Kräften im Kampf um die Neuaufteilung der Welt. Denn niemand verfolgt das
Interesse, als „Krisenopfer“ von anderen übertrumpft zu werden. In diesem
Zusammenhang muss auch die reaktionäre russische Invasion in der Ukraine
betrachtet werden. Die Karten der internationalen Beziehungen werden neu
gemischt und zugleich haben sie erhebliche Auswirkungen auf die globale
Wirtschaftsordnung.

Dabei konnte die NATO unter Führung der USA ihre eigenen Interessen
stärken  und  beispielsweise  den  Block  der  EU  dazu  bringen,  die
Wirtschaftsbeziehungen gegenüber dem russischen Imperialismus auf Eis zu
legen. Durch den Krieg sowie die Sanktionen der G7 sind die Folgen der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  weit  über  Europa
spürbar. Insbesondere die Inflation befeuert die aktuelle Lage.

Derzeit befinden wir uns bereits in einer globalen Hochinflationsphase, die
laut  einer  Studie  von  Economic  Experts  Survey  (EES),  internationalen
Wirtschaftsexpert:innen, bis 2026 anhalten könnte. Allerdings gibt es hier
sehr große Unterschiede. Die höchsten Inflationsraten weltweit mit deutlich
über 20 % werden in diesem Jahr in Nord- und Ostafrika, Teilen Asiens und
Südamerika erwartet. Europa und Nordamerika haben durchschnittlich mit



rund 10 % Inflationsrate zu kämpfen. In 50 asiatischen und afrikanischen
Ländern  ist  die  Ernährungssicherheit  gefährdet.  Infolge  der  erneut
gestiegenen Lebensmittelpreise sind Hungersnöte und Hungerkrisen neben
Angriffen auf die ArbeiterInnenklasse weltweit zu erwarten, was wiederum
Regierungskrisen wie in Sri Lanka befeuert.

Konkrete Verschlechterung
Wie  bereits  geschrieben,  hat  die  Coronapandemie   eine  weltweite  Krise
ausgelöst, die die Situation der Frauen massiv verschlechterte. Dabei haben
sie  beispielsweise  in   informellen  Beschäftigungsverhältnissen  schon
während des ersten Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren.
Weltweit ging die Beschäftigung von Frauen zwischen 2019 und 2020 um
4,2  %  zurück,  während  sie  bei  Männern  um  „nur“  3  %  sank,  so  ein
Kurzbericht  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  (ILO)  aus  dem  Jahr
2021. Darüber hinaus haben die Doppelbelastung durch Carearbeit und die
Gewalt gegen Frauen massiv zugenommen.

Das Problem an der aktuellen Lage besteht darin, dass vielerorts der Stand
vor der Pandemie nicht wieder erreicht worden ist. Der Krieg in der Ukraine,
der die Preissteigerungen befeuert, verschärft also die Situation erneut. Der
Zustand einzelner Bereiche wie die Belastung in der häuslichen Carearbeit
hat  sich  zwar  gebessert,  dennoch  gibt  es  viele,  in  denen  es  zu  einer
Überlappung der Krisenfolgen kommt oder die Auswirkungen sich erst später
bemerkbar machen wie beispielsweise bei der Frage der Altersarmut.

Beschäftigung und Armut
Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) gibt in ihren Trends für 2023 an,
dass Frauen und junge Menschen auf dem Arbeitsmarkt deutlich schlechter
dastehen  als  der  Durchschnitt  der  Lohnabhängigen.  Weltweit  lag  die
Erwerbsquote der Frauen im Jahr 2022 bei 47,4 Prozent, während sie bei den
Männern 72,3 Prozent betrug. Dieser Unterschied von 24,9 Prozentpunkten
bedeutet, dass auf einen nicht erwerbstätigen Mann zwei nicht erwerbstätige
Frauen  kommen.  Konkret  bedeutet  das,  dass  mehr  Frauen  aus  dem
Arbeitsmarkt  ausgeschlossen wurden und nun einen schwereren Einstieg



haben.

Längerfristig verstärkt dies die kaum verwunderliche Tendenz, dass weltweit
Frauen  häufiger von Armut betroffen sind als Männer. Hinzu kommt eine
generelle verstärkte Altersarmut bei Frauen, die dadurch begünstigt wird,
dass  sie  weniger  im gleichen Beruf  verdienen,  durch Schwangerschaften
teilweise aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden und danach meist für weniger
Geld wieder integriert werden und generell häufiger in Teilzeitbeschäftigung
gedrängt werden und somit weniger verdienen, um die Reproduktionsarbeit
im Haushalt verrichten zu können.

Inflation und Energiepreise
Die aktuelle Lage mit der Teuerung von Lebensmitteln sowie Energiepreisen
bedeutet, dass Frauen zum einen verstärkter in Armut leben. Im April 2022
publizierten die Vereinten Nationen den Bericht „Global Gendered Impacts of
the  Ukraine  Crisis  on  Energy  Access  and Food Security  and Nutrition“.
Hieraus geht eindeutig hervor, dass der Ukrainekrieg global die Versorgung
mit Lebensmitteln und Energie massiv verschlechtert hat. Dies liegt an der
Schlüsselrolle  Russlands  und  der  Ukraine  auf  den  globalen  Märkten  für
Energie und Grundnahrungsmittel.

So  sind  die  Lebensmittelpreise  seit  Januar  2022  um  über  50  Prozent
gestiegen, während Rohöl um über 33 Prozent teurer geworden ist. Über 90
Prozent  des  Weizens  in  Armenien,  Aserbaidschan,  Eritrea,  Georgien,  der
Mongolei  und Somalia wurden aus Russland und der Ukraine importiert.
Dadurch  sind  diese  Länder  in  hohem Maße  von  Ernährungsunsicherheit
bedroht. Außerdem bildet die Ukraine eine wichtige Weizenquelle für das
Welternährungsprogramm (WFP), das 115,5 Millionen Menschen in mehr als
120  Ländern  unterstützt.  Dabei  ist  zu  betonen,  dass  dieser  Engpass
langfristig auftreten wird. Schätzungen gehen davon aus, dass 30 Prozent
der ukrainischen landwirtschaftlichen Flächen aufgrund des Krieges nicht
mehr  nutzbar  sind.  Hinzu  kommen  schlechtere  Ernten  durch  fehlende
Kapazitäten,  Felder  instand  zu  halten,  was  die  Situation  perspektivisch
verschärfen könnte.



Carearbeit – bezahlt und unbezahlt
Bekanntlich  stellt  der  Sozial-  und  Pflegesektor  ein  wichtiges
Beschäftigungsfeld für Frauen dar. Das wird auch deutlich, wenn man sich
die Studie der ILO „The gender pay gap in the health and care sector: A
global analysis in the time of COVID-19” aus dem Jahr 2022 genauer ansieht.
Ihr  zufolge  liegt  der  Anteil  der  Arbeitskräfte  im  Gesundheits-  und
Pflegesektor an der weltweiten Gesamtbeschäftigung bei 3,4 % und ca. 67 %
aller Beschäftigten in diesem Bereich sind weiblich. Herauszustreichen ist
dabei, dass der Durchschnittsverdienst in diesem Sektor niedriger ausfällt als
in  anderen  Segmenten  des  Arbeitsmarktes.  Hinzu  kommt,  dass  das
geschlechtsspezifische Lohngefälle mit 24 % im Durchschnitt höher ist als in
anderen  Sektoren,  was  darin  begründet  liegt,  dass  auch  hier  Frauen
wesentlich  stärker  in  den  schlecht  bezahlten  Bereichen  arbeiten  sowie
miesere Bedingungen für den Wiedereinstieg nach einer Schwangerschaft
vorfinden.  Betont  sei,  dass  die  Pandemie  die  Arbeitsbedingungen massiv
verschlechtert hat. Insbesondere die Situation in Krankenhäusern spitzt sich
weiter zu.

Ebenso angespannt war sie bezüglich der unbezahlten Reproduktionsarbeit.
Besonders  betroffen waren hierbei  Eltern sowie  jene,  die  Angehörige zu
Hause  pflegen,  durch  den  Wegfall  von  Schulen,  Kitas  und  weiteren
Unterstützungsangeboten. Dabei gaben  Mütter fast dreimal so häufig wie
Väter an,  dass sie den Großteil  oder die gesamte zusätzliche unbezahlte
Betreuungsarbei t  aufgrund  Schl ießung  von  Schulen  oder
Kinderbetreuungseinrichtungen übernommen haben: 61,5 % der Mütter von
Kindern  unter  12  Jahren  geben  an,  dass  sie  den  größten  Teil  oder  die
gesamte  zusätzliche  Betreuungsarbeit  übernommen  haben,  während  nur
22,4 % der Väter tun. So ist es kaum verwunderlich, dass besonders diese
Mütter die Gruppe verkörpern, die zwischen dem vierten Quartal 2019 und
dem dritten Quartal 2020 im Durchschnitt der OECD-Länder am ehesten von
der Erwerbstätigkeit in die Nichterwerbstätigkeit wechselten. Zwar hat sich
die Situation unmittelbar durch die Öffnung der Betreuungsangebote wieder
erholt.  Doch  die  Pandemie  hat  die  bereits  existierende  Kluft  in  der
unbezahlten  Reproduktionsarbeit  verstärkt  und  durch  die  schlechtere



Position  von  Frauen  auf  dem  Arbeitsmarkt  nachhaltig  verschlechtert.

Warum eigentlich?
Wie  wir  an  diesen  Beispielen  sehen,  trifft  es  Frauen  in  Krisensituation
wesentlich  stärker.  Denn  gerade  in  solchen  Perioden  wird  die
Reproduktionsarbeit  im  Kapitalismus  systematisch  ins  Private  gedrängt.
Kosten  für  v.  a.  öffentliche  Kindererziehung,  Kranken-  und  Altenpflege
erscheinen als unnütze, unproduktive Arbeit, da sie oft keinen Mehrwert für
ein Kapital schaffen. Diese Arbeiten sind zwar gesellschaftlich notwendig und
letztlich auch für die Reproduktion des Gesamtkapitals erforderlich, aber sie
werfen meistens keinen Profit für Einzelkapitale ab. Daher drängen diese
darauf, dass die staatlichen Kosten dafür als erste gekürzt oder Leistungen
ausgelagert und privatisiert werden. Diese werden also „eingespart“ oder
teurer und somit für die ärmeren Schichten unerschwinglich.

Statistisch  trifft  dies  daher  Frauen  besonders,  da  sie  häufiger  prekäre
Arbeitsplätze  wie  Leiharbeits-  und  Teilzeitstellen  besetzen  oder  im
informellen Sektor arbeiten und so Schwankungen des Arbeitsmarkts stärker
ausgesetzt sind. Dies findet häufig unter dem Deckmantel von mehr Zeit für
die  Familie  statt.  In  Wirklichkeit  nehmen  Frauen  aber  häufiger  diese
Angebote an, da sie weniger Geld als ihr Partner verdienen. und wenn es
dann darum geht, wer zu Hause bleibt und Reproduktionsarbeit verrichten
soll, ist das praktische Ergebnis, dass es den Part trifft, der weniger verdient.
So wird die geschlechtliche Arbeitsteilung weiter reproduziert, bedeutet aber
auch, dass Frauen stärker von Krisen getroffen werden.

Die Ursache des Problems liegt also in der unbezahlten Reproduktionsarbeit,
die versucht wird, ins Private hineinzudrängen, sowie in der geschlechtlichen
Arbeitsteilung an sich. Das Sinnbild der bürgerlichen Kleinfamilie mit ihren
Stereotypen verkörpern der Mann, als Hauptverdiener und Versorger; die
Frau, die sich um die Kinder kümmert.

Perspektiven
Die aktuelle Weltlage spitzt sich immer weiter zu, die Krise breitet sich aus,



die  Fronten  der  imperialistischen  Mächteblöcke  verhärten  sich  und  das
offene  Aufrüsten  derer  lässt  vermuten,  dass  sich  auch  in  Zukunft
kriegerische  Auseinandersetzungen  häufen  könnten.  Die  Ausbeutung  und
Unterdrückung halbkolonialer Länder nimmt stetig zu und die Klimakrise
scheint  mit  aktuellen  Taktiken  der  Regierungen  unabwendbar.  Damit
einhergehend verstärken sich die Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse und
damit  auch  allen  voran  auf  Frauen.  Die  Auswirkungen  der  Krise,  die
Ausbeutung  der  ArbeiterInnenklasse  und  die  Unterdrückung  der  Frau,
stehen also in einem engen Verhältnis zueinander und bedingen sich teils
gegenseitig. Um gegen kommende Krisen kämpfen zu können, braucht es ein
Antikrisenprogramm,  mit  welchem  in  aktuelle  ökonomische  und  soziale
Kämpfe  interveniert  werden  muss .  Doch  der  Kampf  gegen
Frauenunterdrückung, Krisen und für die Umwelt kann nur Hand in Hand
mit dem gegen den Kapitalismus erfolgen.

OnlyFans  –  Sexarbeit  ohne
Zwänge?
von  Meret  Martowa,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein paar Bilder hochladen und schnell reich werden? So stellen sich viele die
Arbeit  von  Sexarbeiter:innen  auf  OnlyFans  vor.  Doch  ist  es  wirklich  so
einfach? Und bringt OnlyFans eine Demokratisierung der Pornobranche mit
sich? Das wollen wir im Folgenden klären.

Was ist OnlyFans?
OnlyFans existiert seit 2016 und ist eine Internetseite, auf der vor allem
erotische und pornografische Bilder und Videos von einzelnen Creator:innen
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hochgeladen werden. Theoretisch kann aber auch jeder Inhalt draufgestellt
werden. Der starke Fokus auf sexualisierte Inhalte kam durch den Einstieg
vom Haupteigentümer der Website MyFreeCams.com, Leonid Radvinsky, der
2018 rund 75 % von OnlyFans aufkaufte und damit die Ausrichtung der Seite
nachhaltig  veränderte.  Die  Inhalte  werden  zum  Beispiel  auf  der
Instagramseite  der  darstellenden  Personen  beworben  und  dann
kostenpflichtig in Form eines Monatsabos, auf „Pay per view“-Basis oder in
privaten  Chats  auf  OnlyFans  bereitgestellt.  Dabei  tummeln  sich  auf  der
Plattform neben Stars der Pornobranche auch Influencer:innen und viele, die
es  werden wollen. Sie stellt quasi einen niedrigschwelligen Eintritt in die
Sexarbeit  dar.  Während  der  Coronapandemie  erlebte  OnlyFans  einen
enormen Zuwachs, den sie trotz aufkommender und bestehender Konkurrenz
wie BestFans, Patreon oder auch Pornhub noch ausbauen konnte.

Wachstumsspritze Pandemie
Waren  es  vor  dem  weltweiten  Beginn  der  Coronapandemie  mit  ihren
Ausgangsbeschränkungen und anderen sozialen Einschränkungen im März
2020 noch etwa 62 Millionen Besuche auf der Website, verdoppelte sich die
Zahl  im  April  2020  bereits  auf  ca.  117  Millionen  Besucher:innen.  Die
Konsument:innen  sind  dabei  überwiegend  Männer  (Schätzung
similarweb.com: 79,77 % männlich) aus den „westlichen“ imperialistischen
Zentren  im  Alter  von  18  bis  34  Jahren.  Inzwischen  halten  sich  die
Besucher:innenzahlen  recht  konstant  bei  über  300  Millionen  pro  Monat
(similarweb.com: Jan 2023,  346 Millionen Visits)  und damit  ist  OnlyFans
unter den Top 50 der meist besuchtesten Websites der Welt. So ist auch
möglich, dass der Eigentümer von OnlyFans monatlich eine Dividende (=
Gewinnbeteiligung der Aktionär:innen) von 45 Millionen US-Dollar auszahlen
lassen soll. Doch wie kann ein Typ so viel Geld auszahlen?

Das geht hier durch die Ausbeutung von rund 1,5 Millionen Creator:innen
der Plattform. Denn das Geld, welches die Konsument:innen bezahlen, geht
dabei nicht allein an diese. 20 % der Einnahmen beansprucht OnlyFans für
sich. Bisher gibt es keine einsehbaren Statistiken über die Demographie der
Creator:innen.  Sie  können  individuelle  Sexarbeiter:innen  sein,  die  quasi



selbstständig sind und sich selbst um Vermarktung, Produktion, Auswahl der
Konsument:innen  und  anderes   kümmern.  Es  kann  sich  aber  auch  um
Agenturen und Pornohersteller:innen handeln, bei denen es u. a. auch durch
Zwangsprostitution zur Erstellung der pornographischen Inhalte kommt.

Konkurrenz zum traditionellen Angebot?
Es zeichnet  sich  aber  nicht  ab,  dass  OnlyFans  anderen Pornoseiten  wie
Pornhub  den  Rang  abläuft.  XVideos  und  Pornhub  liegen  mit  ihren
kostenfreien  pornographischen  Inhalten  weit  vorne  in  der  Kategorie  der
„Erwachsenen“-Websites  und  kommen  von  aller  besuchten  Seiten  sogar
unter  die  ersten  15  im Ranking.  So  hatte  etwa  XVideos  weltweit  ca.  3
Milliarden  Besucher:innen  allein  im  Januar  2023!  Was  man  schon  mal
festhalten kann, OnlyFans ist dennoch enorm etabliert und erwirtschaftet viel
Kohle auf Kosten von oft jungen Sexarbeiter:innen, egal ob durch eigene
Entscheidung,  ökonomischen Zwang oder sogar Zwangsprostitution.   Das
führt  uns  zur  Frage:  Hilft  OnlyFans,  den  Pornographiemarkt  zu
demokratisieren?

Bessere Bedingungen?
OnlyFans hat seine Beliebtheit bei eigenständigen Sexarbeiter:innen dadurch
erlangt, dass es zum einen überhaupt möglich gewesen ist, pornografische
Inhalte  hochzuladen,  und zum anderen die  zu  zahlende Provision relativ
gering ist. Ebenso bietet die „eigene Vermarktung“ die Möglichkeit, klarer
eigene Vorlieben und Interessen in den Vordergrund zu stellen. Das ist auch
einer der Gründe, warum OF teilweise einen feministischen Anstrich hat.
Dabei muss klar gesagt werden: Creator:innen, die bereits berühmt sind oder
zumindest über eine andere Plattform wie Instagram eine gewisse Anzahl von
Follower:innen besitzen, haben es wesentlich leichter. Denn das eine ist es,
die Inhalte für OnlyFans zu generieren. Das andere ist es, Nutzer:innen zu
finden, die beständig zahlen. Es ist also entgegen der Vorstellung vieler nicht
einfach,  schnell  „ein  paar  Bilder  hochladen“,  sondern  bedeutet  auch,
regelmäßig auf  anderen Kanälen aktiv  zu sein und sich eine Community
aufzubauen.  In  dem  Sinne  es  n icht  groß  anders  a ls  andere



Influencertätigkeiten.

Gleichzeitig sind die Chancen für Erfolg – oder ein stetiges Nebeneinkommen
–  davon abhängig, wie man sich vermarktet – und damit eben auch abhängig
vom existierenden gesellschaftlichen Bewusstsein. Klar, kann sich jede/r so
geben,  wie  er/sie  will  und  Sexarbeiter:innen,  die  bestimmte  Nischen
abdecken, haben es leichter,  sich zu vermarkten und Abnehmer:innen zu
finden, vor allem, da man sich weltweit vermarkten kann. Leichter werden es
dennoch  jene  haben,  die  in  das  vorherrschende,  weiße  Schönheitsideal
passen und OnlyFans wird dies nicht ändern.

Die Darsteller:innen, die nicht anderweitig angestellt sind, werden letzten
Endes zu Scheinselbstständigen – und abhängig von der Plattform selbst.
Diese ist jedoch gar nicht so frei, wie sie sich gerne gibt. So gab es im August
2022  kurzzeitig  die  Meldung,  dass  die  Plattform  alle  pornographischen
Inhalte  bannen  wollen  würde,  da  Mastercard  &  Co  die  weitere
Zusammenarbeit aufkündigen wollten. Darüber hinaus gibt es eine Liste mit
ca.  150  Wörtern,  die  weder  in  Beschreibungstexten  noch  privaten
Nachrichten benutzt werden dürfen. Eingeführt wurde diese Maßnahme, um
sicherzustellen, dass die Richtlinien der Seite eingehalten werden und bspw.
Kinderpornographie  verhindert  wird.  Deswegen  sind  Wörter  wie  Kind,
minderjährig oder „meet“ (eng. „sich treffen) nicht verfügbar.  Aber eben
auch „AdmireMe“, eine alternative Bezahlseite für sexuelle Dienstleistungen,
oder Worte wie „menstruieren“ oder „Cervix“. Sieht man sich die ganze Liste
an,  so  erscheint  es  als  plumper  Versuch,  mittels  künstlicher  Intelligenz
Grenzüberschreitungen zu verhindern. Diese kann einfach umgangen werden
durch Synonyme oder alternative Schreibweisen,  während es  gleichzeitig
eine Einschränkung gibt, wie über Sexualität geredet wird.

Zusammengefasst heißt das: Ja, insbesondere für bessergestellte Schichten
von Sexarbeiter:innen stellt  OnlyFans eine Verbesserung dar  und hat  es
geschafft,  während  der  Pandemie  ein  Angebot  zu  schaffen,  der  Arbeit
trotzdem  nachzugehen.  Man  sollte  die  Plattform  jedoch  nicht  zur
Selbstbefreiungsmöglichkeit erklären. Denn letzten Endes ist sie eine sehr
stark  individualisierte  Lösung,  die  die  prekären  Arbeitsbedingungen  von
Sexarbeiter:innen weiter manifestiert. Denn was passiert im Krankheitsfall



oder bei Übergriffen? Wer kontrolliert das, was gezeigt und gesagt wird?

Was braucht es also?
Statt dass Eigentümer und Aktionär:innen von OnlyFans massiv Kohle  auf
dem Rücken der Creator:innen scheffeln,  braucht es die Enteignung von
OnlyFans unter Kontrolle der Beschäftigten. Um dies umzusetzen – nicht nur
für OnlyFans, sondern auch für die gesamte Erotikbranche – braucht es eine
Gewerkschaft,  die  deren  Interessen  in  der  Branche  vertritt  sowie  eine
politische  Vertretung  darüber  hinaus.  So  können  die  Probleme  in  der
Branche effektiv angegangen werden:

1.  Die  effektivsten  Maßnahmen  gegen  Zwangsprostitution  und
Menschenhandel sind nicht etwa das Verbot von Sexarbeit, Prostitution oder
Pornographie. Es sind offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle,
sowie ein Mindesteinkommen gekoppelt an die Inflation.

2. Gegen Übergriffe seitens sexistischer Freier (die auch im digitalen Raum
stattfinden können) oder den Druck von Zuhältern braucht es Meldestellen
unabhängig  von  der  Polizei  sowie  demokratisch  organisierte
Selbstverteidigungsstrukturen  von  Sexarbeiter:innen  und  der
Arbeiter:innenbewegung.

3. Recht auf sexuelle Selbstbestimmung und Berufsfreiheit statt Opferrolle!
Statt Stigmatisierung, Ausgrenzung und Kriminalisierung seitens des Staates
werden  flächendeckende,  kostenlose  und  anonyme  gesundheitliche
Vorsorgeuntersuchungen  sowie  kostenlose  psychologische  Angebote
benötigt!

4.  Statt  Flatratebordellen und Preisdumping bedarf  es  der  Kontrolle  der
Beschäftigten selber:  Mindestlohn ist das Minimum. Darüber hinaus sollte es
Preiskontrollkomitees  durch  die  Beschäftigten  geben.  Ebenso  bedarf  es
Komitees,  bei  denen  Unterdrückte  durch  Rassismus,  Sexismus  oder
LGBTIA+-Diskriminierung  miteinbezogen  werden,  um  einen  Umgang  mit
diskriminierenden Darstellungen zu finden!



Doch  wie  gehen  wir  als  Marxist:innen
mit  Sexarbeit  generell  um?
Einige Teile des liberalen Feminismus werfen die These in den Raum, dass
Sexarbeit  grundsätzlich  „empowernd“,  selbstermächtigend  sei,  während
Teile  des  Radikalfeminismus  die  Ansicht  vertreten,  dass  jede  Sexarbeit
Zwangsprostitution  wäre,  das  Patriarchat  direkt  unterstützen  würde  und
somit  zu  unterbinden  sei.  Beide  Annahmen  ignorieren  die  Realität  von
Sexarbeitenden. Denn natürlich ist sie nicht grundsätzlich empowernd, nur
weil sich die Person freiwillig dazu entscheidet und der ökonomische Zwang
ignoriert  wird.  Grundsätzlich  sind  im  Kapitalismus  überhaupt  keine
Lohnarbeit und Form der Ausbeutung selbstermächtigend. Auf der anderen
Seite ist auch nicht jede Form der Sexarbeit Zwangsprostitution, nur weil
ökonomischer Druck herrscht, die eigene Arbeitskraft zu verkaufen. Denn
das trifft im Kapitalismus auf alle zu, die der Arbeiter:innenklasse angehören,
und ist etwas, das sie auszeichnet. Das nennt man auch den „doppelt freien
Charakter  der  Ware  Arbeitskraft“.  Man  ist  frei,  seine  Arbeitskraft  zu
verkaufen – oder eben auch frei zu verhungern.

Als Marxist:innen muss uns bewusst sein, dass es unterschiedliche Formen
der  Tätigkeiten  innerhalb  der  Branche  gibt,  die  –  wie  sonst  in  der
Gesellschaft  auch  –  von  Klassen  geprägt  sind.  Dabei  muss  klar  gesagt
werden,  dass  nur  kleiner  Teil  der  in  dem Bereich  Arbeitenden  sich  die
Beschäftigung  ausgesucht  hat.  Meist  haben  sie  auch  andere
Berufsabschlüsse, theoretisch die Möglichkeit, Freier abzulehnen, und einen
kleinbürgerlichen Hintergrund.

Weltweit gesehen kommt der Großteil hingegen durch Zwangsverhältnisse in
die Branche. Doch wie bereits oben aufgeführt, wird sich ihre Stellung nicht
dadurch ändern,  indem man Verbote  ausspricht.   Es  ist  notwendig,  den
Personen, welche unter dem ökonomischen Zwang und den teilweise sehr
schlechten  Arbeitsbedingungen  leiden,  eine  Möglichkeit  zu  bieten,  ohne
größere Probleme auszusteigen. Dahingehend müssen wir uns für kostenfreie
und  seriöse  Beratungsstellen  und  bezahlte  Umschulungen,  für  Aus-  und
Weiterbildungen sowie für berufliche Alternativen einsetzen. Nur wenn der



ökonomische Zwang und die Illegalisierung entfallen, können Ausstieg und
Umschulung eine attraktive reale Option werden. Ansonsten bleiben sie eine
schöne, aber letztlich leere Versprechung.

Langfristig muss das Ziel von Marxist:innen darin bestehen, die materielle
gesellschaftliche Basis umzugestalten und somit die ökonomischen Zwänge
zu  zerstören,  die  Menschen  dazu  nötigen,  sexuellen  Dienstleistungen
aufgrund von Gewalt oder Not nachzugehen. Da Prostitution und Sexarbeit
Ergebnis der patriarchalen, kapitalistischen Gesellschaft sind, lassen sie sich
auch  nicht  so  ohne  wei teres  abschaf fen.  Der  Kampf  gegen
Zwangsprostitution  muss  deswegen  über  die  Verbesserungen  der
Arbeitsbedingungen gehen.  Dementsprechend ist es natürlich auch nötig,
eine Massenbewegung aufzubauen, in welcher Sexarbeiter:innen Seite an
Seite mit allen Unterdrückten gemeinsam für das Ende von Kapitalismus und
Patriarchat kämpfen können, ohne stigmatisiert zu werden.

Pflegenotstand in Österreich
von  Aventina  Holzer,   Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Österreich ist ein Land, das nicht unbedingt für seine Arbeitskämpfe berühmt
ist.  Aber  die  drohende  Krise  und  speziell  die  Covidpandemie  mit  ihren
Auswirkungen für den Reproduktionssektor haben vermehrt dazu geführt.

Speziell  in  der  Pandemie wurde viel  Aufmerksamkeit  auf  die  Pflege und
andere  Krankenhausmitarbeiter:innen  gelegt,  die  unter  sehr  schwierigen
Arbeitsbedingungen essenzielle Tätigkeiten verrichten. Neben diesen wurde
auf den Pflegenotstand aufmerksam gemacht. So werden bis 2030 76.000
zusätzliche  Arbeitskräfte  gebraucht  sowie  bessere  Maßnahmen  zur
Bekämpfung der Pandemie gefordert. Es gibt momentan auch Kampagnen,
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die  verlangen,  dass  Pflege als  Schwerstarbeit  kategorisiert  wird,  um die
tatsächlichen Auswirkungen der Arbeit aufzuzeigen.

D i e  W i e n e r  P a r t e i  L I N K S ,  i n  d e r  d i e  G e n o s s : i n n e n  d e s
Arbeiter*innenstandpunkts  aktiv  sind,  hat  zur  Unterstützung  dieser
Arbeitskämpfe eine Kampagne gestartet, in der versucht wird, die Situation
in der Pflege im Spital mit der der häuslichen zu verbinden und aufzuzeigen,
was hier alles falsch läuft.

Das  sind aber  nicht  die  einzigen Aktivitäten im Reproduktionsbereich in
Österreich. Im letzten Jahr streikten Elementar- und Freizeitpädagog:innen
mehrmals, um gegen Personalmangel, fehlende Ressourcen und Gelder für
Erziehung  und  die  schlechte  Bezahlung  anzukämpfen.  Die  Forderungen
richten  sich  auch  konkret  an  die  türkis-grüne  Regierung.  Die  korrupte,
türkise  und  rechtskonservative  Volkspartei  steht  schon  seit  Jahren  auf
Kriegsfuß mit der öffentlich-staatlichen Förderung von Bildung. Die Grünen
opfern ihre Versprechen dem Erhalt ihre Regierungssitze. Bemerkenswert
ist,  dass  die  Streiks  ausstrahlten  und  immer  mehr  Sektoren  und
zusammenhängende  Bereiche  gemeinsam  in  den  Ausstand  treten.

So fand am 8. November 2022 ein Streiktag der Sozialwirtschaft Österreich
statt,  wo  von  der  Pflege  bis  hin  zur  Nachmittagsbetreuung  viele
Arbeiter:innen  des  sozialen  (und  reproduktiven)  Bereichs  auf  die  Straße
gegangen sind und bessere Kollektivvertragsabschlüsse gefordert haben. Von
den  geforderten  15  %  wurden  8  %  zugestanden.  Angesichts  einer
Inflationsrate von 8,6 % im Jahr 2022 bleibt dieser Abschluss jedoch unter
der aktuellen Preissteigerung. Es kommt daher nicht nur darauf an, weiter
die Kämpfe auf die Straße zu bringen und sie miteinander zu verbinden.
Notwendig  ist  ein  politischer,  unbefristeter  Massenstreik  für  die
automatische Anpassung der Löhne und Gehälter, der Renten und anderen
Transferleistungen an die Preissteigerung – kontrolliert von demokratisch
gewählten Ausschüssen der Beschäftigten.



Frauengesundheit: Who cares?
von Resa Ludivien,  Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Im Carebereich arbeiten mehrheitlich Frauen. Wir sind die Ersten in der
Familie,  die  angerufen  werden,  wenn  mal  wieder  jemand  kränkelt  oder
emotionale Arbeit geleistet werden muss. Aber wer denkt eigentlich an uns?

Vielfältige Aspekte der Frauengesundheit
Frauengesundheit umfasst vieles. Neben dem Zugang zu Medikamenten, der
körperlichen Unversehrtheit  und Schutz  vor  Gewalt  betrifft  sie  auch die
sexuelle  Gesundheit.  Gemeint  ist  damit  neben  dem  Zugang  zu
Verhütungsmitteln, der Aufklärung über sexuell übertragbare Krankheiten
auch die Sicherstellung medizinischer Versorgung bei Geburten.

In  Zeiten  der  Krise  werden  diese  Angebote  geringer  und  konservative
Ideologien  sind  auf  dem  Vormarsch.  Hinzu  kommen  teilweise  enorme
Staatsschulden, vor allem in Halbkolonien. Schauen wir beispielsweise nach
Afghanistan,  so  ist  die  Ausgangslage  der  Frauen  auch  beim  Thema
Gesundheit verheerend. Nicht nur, dass sie nach der Machtübernahme der
Taliban aus weiten Teilen der Gesellschaft ausgeschlossen wurden. Durch die
unsichere  Lage  haben  sich  auch  westliche  Hilfsorganisationen  (NGOs)
weitestgehend zurückgezogen.  Vor Ort ist  nicht mal mehr die alltägliche
Nahrungsmittelversorgung  gewährleistet.  Wie  soll  Mädchen  und  Frauen
dann  noch  Schutz  vor  sexualisierter  Gewalt  oder  eine  sichere  Geburt
ermöglicht werden?

Auch die weltweite Coronapandemie hat uns relativ schnell  gezeigt,  dass
besonders Frauen und ihre Gesundheit wenig im Fokus stehen. Neben der
Mehrfachbelastung durch Lohn- und Reproduktionsarbeit barg die Zeit in
Isolation  und  Lockdown  für  uns  Frauen  noch  eine  besondere  Gefahr:
häusliche Gewalt. Frauen, die in solch einer Situation leben, konnten diesem
Umfeld kaum bzw. überhaupt nicht entfliehen oder sich entsprechende Hilfe
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suchen. Zusätzlich führte der gesamtgesellschaftliche Stress in der Pandemie
dazu,  dass  häusliche  Gewalt  generell  angestiegen  ist.  Doch  auch  ohne
Pandemie  bestehen  viele  weitere  Faktoren,  welche  die  Gesundheit  von
Frauen bedrohen. Denken wir allein an die vielen Betroffenen sexualisierter
Gewalt und deren  Auswirkungen auf Körper und Psyche.

Auch der Zugang zu Medikamenten und allgemeiner Gesundheitsversorgung
ist für Frauen generell schlechter als für Männer und nimmt in Krisenzeiten
weiter ab. So konnte man beispielsweise inmitten der Coronapandemie einen
deutlichen Anstieg  der  Müttersterblichkeit  um bis  zu  30 % verzeichnen.
Gründe hierfür  waren überlastete Krankenhäuser,  Mangel  an Hebammen
oder  schlicht  ein  unzureichendes  und  nicht  flächendeckendes
Gesundheitssystem. Auch Rassismus im Kreissaal ist häufig anzutreffen. So
ist  die  Sterblichkeit  schwarzer  Frauen während der  Geburt  in  den USA
doppelt so hoch wie bei weißen, unabhängig von weiteren Faktoren wie etwa
d e m  E i n k o m m e n .  H i n z u  k o m m t ,  d a s s  H i l f s a n g e b o t e  z u
Schwangerschaftsvorsorge und Familienplanung ebenso wie  Anlaufstellen
zur  Beratung  bei  Schwangerschaftsabbrüchen  oder  Fällen  von
körperlicher/sexualisierter  Gewalt  deutlich  reduziert  wurden.  In  vielen
Ländern gibt es nach wie vor für Mädchen und Frauen keinen gesicherten
Zugang zu Verhütungsmitteln oder der  „Pille  danach“.  Zusätzlich kommt
hinzu,  dass  geschlechtsspezifische  Symptomatiken  bei  verschiedenen
Krankheiten noch kaum beachtet werden. Beispielsweise werden bei Frauen
weitaus  häufiger  Herzinfarkte  übersehen,  weil  hier  meist  der
charakteristisch  ausstrahlende  Schmerz  fehlt.

Neben dem Geschlecht und der Klassenzugehörigkeit spielt leider auch die
Hautfarbe häufig eine Rolle. Viele Mediziner:innen sind noch bis vor kurzem
davon  ausgegangen,  dass  schwarze  Menschen  ein  geringeres
Schmerzempfinden  hätten.  Dies  führte  meist  zu  einem  ungenügenden
Zugang zu ausreichend starken Schmerzmitteln während Behandlungen im
Krankenhaus.



Inflation und steigende Preise
Seit dem Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine sind wir
weltweit mit Inflation und steigenden Preisen konfrontiert. So beträgt sie im
Iran derzeit rund 51 %, in der Türkei erreichte sie im November 2022 sogar
mehr  als  84  %.  Auch  hier  sind  wir  Frauen  mal  wieder  besonders  hart
betroffen.  Sich  bei  hohen  Lebensmittelpreisen  im  Krankheitsfall
Medikamente leisten zu können, wird für Arbeiter:innen immer schwieriger.
Vor allem auch deshalb, weil Frauen im Zuge der Pandemie deutlich häufiger
von  Entlassungen  betroffen  waren  als  Männer.  Zusätzlich  begegnen  uns
derzeit  an  jeder  Ecke  Lieferengpässe.  Besonders  präsent  waren  sie  vor
Weihnachten in den Medien, als Fiebermittel für Kinder, aber auch weitere
Schmerzmittel knapp wurden. Etwas, das man in Deutschland bisher so nicht
kannte.  Ursache  hierfür  sind  globale  Logistik  und  die  herrschende
Wertschöpfungskette. Die Produktion günstiger Inhaltsstoffe, wie Ibuprofen
oder  verschiedener  Antibiotika,  wird  meist  nach  Asien  ausgelagert.  Die
wertschöpfenden Schritte am Ende, z. B. Abfüllung und Verpackung, finden
dagegen  weiterhin  in  den  westlichen  Industriestaaten  statt.  In  manchen
Ländern wie dem Iran erschweren zusätzlich Sanktionen den Zugang zu
lebenswichtigen Medikamenten.

Gesundheit im Kapitalismus
Zunächst  einmal  arbeiten  Pharmakonzerne  im  Kapitalismus  natürlich
profitorientiert. Das heißt, dass sich die Erprobung und Testreihen an der
gesellschaftlich  herrschenden  Gruppe  orientieren:  weiße  cis-Männer.  Die
Verträglichkeit von Medikamenten wird an ihnen erprobt, Frauen oder gar
Kinder  werden  bei  der  Entwicklung  von  neuen  Medikamenten  kaum
berücksichtigt.  Hier  benötigen  wir  eine  geschlechtsspezifische
Medikamentenentwicklung. Die Betonung von „Cis“ ist in diesem Kontext
wichtig,  weil  queere  Menschen  nicht  nur  beim  regulären  Besuch  von
Arztpraxen und Krankenhäusern ständiger Diskriminierung ausgesetzt sind,
vom  Blutspenden  über  das  Infragestellen  der  geschlechtlichen  Identität.
Ebenso  sind  die  Behandlungskosten  häufig  sehr  hoch  und  muss  deren
Bezahlung in langen Prozessen erstritten werden. In halbkolonialen Ländern



kommen  noch  ihre  Verfolgung  und  Unterdrückung  dazu,  die  sie  häufig
komplett von der Gesundheitsversorgung ausschließen.

Eine  Ursache  für  die  angesprochenen  Probleme  für  Frauen  und  queere
Menschen  ist  zum  einen  deren  besondere  Stellung  innerhalb  der
kapitalistischen Produktionsweise. Im Kapitalismus existiert eine Trennung
zwischen gesellschaftlicher Produktion und der im Privaten meist von Frauen
geleisteten Reproduktionsarbeit. Dies führt zu einem deutlich schlechteren
Zugang  zum  Arbeitsmarkt,  geringeren  Löhnen  und  häufig  zu  einer
finanziellen  Abhängigkeit  vom  Partner.  Hinzu  kommt,  dass  durch  die
geschlechtsspezifische  Rollenverteilung  vorherrschende  Stereotype  weiter
reproduziert  werden.  Kapitalismus  ist  daher,  auch  aufgrund  globaler
Konkurrenz, eng mit Sexismus und Rassismus verwoben. Hinzu kommt, dass
im Gesundheitswesen deutlich weniger Profit  generiert  werden kann und
daher  die  Kosten  hierfür  gerne  auf  die  Gesamtgesellschaft  abgewälzt
werden. Um die angesprochenen Ursachen zu beseitigen, muss der Kampf
gegen die Unterdrückung von Frauen und queeren Menschen mit dem gegen
den Kapitalismus verbunden werden. Wir brauchen ein Gesundheitssystem
unter Arbeiter:innenkontrolle, welches sich nicht an Profiten, sondern an den
tatsächlichen Bedürfnissen orientiert. Die Pharmaindustrie muss enteignet
und ebenfalls unter Arbeiter:innenkontrolle gestellt werden. Die bestehenden
Patente müssen enteignet und nationale Produktionsstätten in Halbkolonien
aufgebaut werden. Ebenso sind Ausbau und Förderung von Gendermedizin
mit  Berücksichtigung aller unterdrückten Gruppen der Gesellschaft  unter
Arbeiter:innenkontrolle von zentraler Bedeutung.

Wie weiter im Kampf für mehr
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Personal  im  Krankenhaus-  und
Gesundheitsbereich?
von Helga Müller, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Nachdem innerhalb eines Jahres – 2021 in Berlin bei Charité und Vivantes
und 2022 bei den 6 Unikliniken in NRW – Tarifverträge für Entlastung durch
wochenlange Durchsetzungsstreiks erreicht werden konnten, ist es an der
Zeit, Bilanz zu ziehen und sich Gedanken zu machen, wie der Kampf für mehr
Personal  bundesweit  erfolgreich  weitergeführt  werden  kann.  Auch  wenn
beide Kämpfe zu einem erfolgreichen Abschluss kamen mit der Durchsetzung
von Tarifverträgen für Entlastung – in NRW ein gemeinsamer Tarifvertrag für
alle 6 Unikliniken –, sind weder an diesen Krankenhäusern bereits die Stellen
besetzt noch die fehlenden bundesweit im Pflegebereich und den übrigen
Abteilungen durchgesetzt.

Die  Errungenschaften  der  beiden
Krankenhausbewegungen
1. Erfolgreiche Mobilisierungen der Belegschaften und Einbeziehung
dieser in die Entscheidungen über ihre Forderungen:

Die  Kolleg:innen  der  verschiedenen  Abteilungen  wurden  aktiv  in  die
Aufstellung  der  Forderungen  pro  Abteilung  und  Schicht  einbezogen,  sie
haben  selbst  darüber  diskutiert  und  entschieden,  mit  Hilfe  von
Teamdelegierten.  Damit  verbunden  war  eine  aktive  und  erfolgreiche
Mitgliederwerbung,  was  zu  einen  höheren  Organisationsgrad  führte.
Dadurch  wurden  wochenlange  Durchsetzungsstreik  möglich.

2. Einbeziehung aller Kolleg:innen aller Abteilungen in den Kampf
und die Aufstellung der Forderungen:

Vor allem in NRW wurden auch die Bereiche außerhalb der Pflege – wie
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Krankentransport, IT, Rettungssanitäter:innen etc. – in die Aufstellung der
Forderungen und den Kampf dafür einbezogen.

3. Ansätze einer demokratischen Streikführung:

Vor allem in der Krankenhausbewegung Berlinhaben die Aktivist:innen dafür
gesorgt, dass aktive Kolleg:innen aus den Abteilungen in die Tarifkommission
entsandt  wurden und jeder  Schritt  mit  den Teamdelegierten  besprochen
wurde.  In  NRW wurde  das  Ergebnis  auf  Streikversammlungen in  den  6
Unikliniken zur  Diskussion  gestellt  und abgestimmt.  Es  wurde,  außer  in
Düsseldorf,  mehrheitlich  angenommen.  Zum  anderen  hatte  sich  die
Tarifkommission – freiwillig – dazu bereit erklärt, erst zuzustimmen, wenn
bei der Urabstimmung über das Ergebnis auch die Mehrheit einwilligt. Die
magere Zustimmung von 73,58 % in NRW im Vergleich zu über 96 % in
Berlin zeigt, dass die Kolleg:innen sich selbst Gedanken über das Ergebnis
gemacht  haben  und  sich  nicht  allein  auf  die  Zustimmung  der
Tarifkommission  verließen.

Dies alles wurde von den Kolleg:innen selbst durchgesetzt. Weder von den
Organizer:innen noch von den ver.di-Verantwortlichen war vorgesehen, die
Teamdelegierten oder den Delegiertenrat der 200 der 6 Unikliniken in NRW
als  Kontroll-  und  Entscheidungsorgane  über  den  Streikverlauf  und  die
Tarifkommission einzusetzen. Letzten Endes lag die Entscheidung über die
Fortführung  des  Kampfes  und  über  die  Annahme  des  Abschlusses   –
zumindest  in  Berlin  –  bei  der  Tarifkommission  und  den  ver.di-
Verantwortlichen.

4.  Solidaritätsaktionen  durch  die  arbeitende  Bevölkerung  und
öffentliche  Kundgebungen  der  Streikenden:

In  beiden  Krankenhausbewegungen  wurden  Treffen  mit  Initiativen  und
Kolleg:innen  aus  Betrieben  or-ganisiert.  Am  weitestgehenden  waren  die
gemeinsamen  Solidaritätsaktionen  in  Berlin:  Dort  wurden  vor  allem
gemeinsame  Aktionen  mit  der  Kampagne  „Deutsche  Wohnen  enteignen“
organisiert,  aber  auch  mit  den  im  Streik  befindlichen  Kurier:innen  von
Gorillas.  Teilweise  kam  es  auch  zu  gemeinsamen  Soliaktionen  mit



Kolleg:innen  aus  einzelnen  Betrieben.  Aber  weder  vom  DGB  noch  von
anderen DGB-Gewerkschaften gab es den Willen, gemeinsame Soliaktionen
zu organisieren. In Berlin und NRW organisierten die Kolleg:innen große und
machtvolle Kundgebungen und Demos.

5.  Nachhaltigkeit:  von  den  Teamdelegierten  zum  Aufbau  fester
Strukturen  und  Organe:

Zumindest  in  Berlin  gab  es  die  Aussage,  von  Aktivist:innen  aus  den
Teamdelegiertenstrukturen auch systematische und kontinuierliche Gremien
wie ver.di-Betriebsgruppen und Vertrauensleutekörper aufzubauen. Das wäre
ein Fortschritt, da damit nicht immer wieder zu Beginn eines Arbeitskampfes
neue Strukturen zur Mobilisierungen geschaffen werden müssten.

Doch was hat gefehlt? Was sind die Konsequenzen für die Fortführung eines
erfolgreichen Kampfes für mehr Personal daraus?

Was hat gefehlt?
1.  Fehlende  Kontrolle  über  den  Kampfverlauf  und  über  die
Abstimmung  des  Ergebnisses:

Es gab zwar Fortschritte bzgl. der Transparenz über die Verhandlungen (s.
Punkt  3  oben),  aber  letzten  Endes  hatten  immer  noch  die  ver.di-
Verantwortlichen  die  Kontrolle  über  Streikverlauf  und  das  Ergebnis.
Deswegen  braucht  es  klare  Strukturen/Organe,  die  den  Kolleg:innen
gegenüber  rechenschaftspflichtig  und  jederzeit  abwählbar  sein  müssen.

Dafür würde sich ein Streikkomitee, wie es an der Uniklinik Essen im Kampf
um  den  TVE  aufgebaut  wurde,  anbieten.  Dieses  wurde  aus  von  den
Kolleg:innen  gewählten  Delegierten  aus  den  verschiedenen  Abteilungen
gebildet.  Die  Delegierten  waren  direkt  den  Kolleg:innen  gegenüber
rechenschaftspflichtig  und konnten jederzeit  neu gewählt  werden.  Dieses
Komitee hatte sich zur Aufgabe gestellt, den Diskussionsprozess unter den
Kolleg:innen über die Zwischenverhandlungsergebnisse und den Fortgang
des  Kampfes  zu  organisieren.  Dafür  wurden  Streikversammlungen
einberufen,  auf  denen  die  Kolleg:innen  über  den  Zwischenstand  der



Verhandlungen der Tarifkommission (TK) informiert wurden und sie auch
darüber  entschieden,  ob  diese  zu  akzeptieren  sind  oder  der  Streik
weitergeführt  werden  muss.  In  dieser  Phase  hatten  sie  tatsächlich  die
Entscheidung über ihren Kampf um mehr Personal unter ihrer Kontrolle. Und
im Voraus  wurde  mit  der  TK vereinbart  –  wohlgemerkt,  eine  freiwillige
Vereinbarung der TK mit dem Streikkomitee (!) –, keine Entscheidung ohne
Diskussion  unter  den  Kolleg:innen  zu  fällen.  Auch  die  gewählten
Teamdelegierten würden sich dafür anbieten, ein solches Streikkomitee zu
bilden,  aber  die  oben  aufgeführten  Bedingungen  müssten  auch  hier
konsequent angewendet werden. Aber von Seiten des ver.di-Apparates waren
die Teamdelegierten nie als Organ oder Struktur vorgesehen gewesen, damit
die  Kolleg:innen  wirklich  über  ihren  Kampf  selber  entscheiden  können,
sondern eher als Element, sie überhaupt mobilisieren zu können, durchaus,
indem  sie  über  ihre  Forderungen  selber  diskutieren  und  entscheiden
konnten.  Auch  die  Organizer:innen  haben  dem  politisch  nichts
entgegengesetzt. Diese Teamdelegierten sind sicherlich ein demokratisches
Element,  was  auch  gezeigt  hat,  dass  die  Kolleg:innen  selbst  am besten
wissen, welcher Personalschlüssel und welche anderen Bedingungen nötig
sind, um eine gute Gesundheitsversorgung zu realisieren. Das war durchaus
ein  demokratisches  Element,  mit  dessen  Hilfe  sie  auch  tatsächlich  für
mehrwöchige  Durchsetzungsstreiks  mobilisiert  werden  konnten.  Diese
E r r u n g e n s c h a f t e n  w ä r e n  a u c h  V o r b i l d  f ü r  p e r m a n e n t e
Vertrauensleutestrukturen, die auch nach dem Streik weiter existieren und
sich die Aufgabe stellen, mit den Kolleg:innen in Diskussion zu bleiben und
im Falle eines Streiks wieder dafür zu sorgen, dass sie nicht nur über die
Forderungen, sondern auch über den Kampf diskutieren und entscheiden
können.

2. Kontrolle über die Sanktionen bei Nichteinhaltung der Regelungen
aus dem TVE:

Beide TVE enthalten die  Regelung,  Punkte zu sammeln,  wenn Schichten
unterbesetzt arbeiten. Ab einer bestimmten Punktezahl (gestaffelt) soll ein
Freizeitausgleich  erfolgen.  Die  Hoffnung  dabei:  dadurch  würde
ökonomischer Druck auf die Klinikleitungen ausgeübt, um neue Kolleg:innen



einzustellen. Doch zum einen zögern diese – wie bei Vivantes in Berlin, in
NRW  erhalten  sie  1  ½  Jahre  Zeit,  um  eine  entsprechende  Software
einzuführen – die Umsetzung dieses Punktesystems hinaus.  Zum anderen
kann diese  Verfahrensweise  auch dazu führen,  dass  es  zum Aufbau von
Langzeitarbeitszeitkonten  missbraucht  wird,  ohne  dass  es  zu  einem
sofortigen  Freizeitausgleich  kommt.  Damit  verpufft  die  Wirkung.  Die
Kolleg:innen  selbst  –  dafür  würden  sich  die  Teamdelegierten  bzw.  der
Delegiertenrat anbieten – müssen über die Sanktionen entscheiden können,
wenn  die  Regelungen  nicht  eingehalten  werden:  wie  Bettensperrungen,
Nichteinbestellung  von  Patient:innen,  Verschiebung  von  nicht  sofort
notwendigen OPs etc. Diese hatten schon während der Streikphase – sofern
keine Notdienstvereinbarungen zustande kamen – selbst entschieden, wann
wie viele Betten gesperrt oder Patient:innen einbestellt werden.

Vor Einführung der Punkteregelung in den TVE waren u. a. solche Maßregeln
vorgesehen .  D ie  Entsche idung  darüber  l ag  aber  be i  den
Pflegedienstleitungen,  die  letzten  Endes  der  Klinikleitung  gegenüber
rechenschaftspflichtig sind und nicht den Kolleg:innen. Aber es sind Letztere
selbst,  die  ein  ernsthaftes  Interesse  daran  haben,  dass  sich  die
Arbeitsbedingungen  ändern  müssen.  Deswegen  müssen  sie  die
Entscheidungen  über  Sanktionen  in  den  Händen  halten.

3.  Bundesweiter  Kampf  aller  Kliniken  für  mehr  Personal  statt
Häuserkampf:

Der TVE in NRW wurde in einem 79-tägigen Durchsetzungsstreik aller 6
Unikliniken durchgesetzt.  Das ist der richtige Weg, um mehr Schlagkraft
gegenüber  den  Klinikleitungen  zu  entwickeln.  Alle  Kliniken  –  egal  ob
privatwirtschaftlich  organisiert  oder  noch  unter  kommunaler  oder
Landesverwaltung stehend – müssen von ver.di gemeinsam in den Kampf für
mehr  Personal  und  bessere  Arbeitsbedingungen  geführt  werden.  Dafür
würde sich die Tarifrunde im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen
anbieten: Alle Kolleg:innen aus den kommunalen Krankenhäusern sind zu
Streiks aufgerufen zusammen mit  denen aus dem Erziehungsbereich,  die
auch seit Jahren unter Personalmangel leiden. Die Aktivist:innen aus den
beiden Krankenhausbewegungen, die Veranstaltungen organisieren und ein



persönliches Netzwerk aufbauen, könnten zu einer bundesweiten Konferenz
aller  Kolleg:innen  aus  dem  Gesundheitsbereich  aufrufen  und  dort  über
weitere Schritte für einen erfolgreichen Kampf für mehr Personal bundesweit
diskutieren und entscheiden.

4.  Notwendigkeit  eines  gesamtgesellschaftlichen  Kampfes  gegen
Privatisierung  und  DRGs  –  bis  hin  zum politischen  Streik:

Alle Erfahrungen aus den bisherigen Kämpfen für Entlastung zeigen: Das
Hauptproblem liegt in der Finanzierung des Gesundheitssystems. Solange die
DRGs,  die  nicht  die  Gesamtkosten  einer  Behandlung  refinanzieren,
existieren, solange im Gesundheitssektor – durch die Privatisierungen – das
oberste  Gebot  die  Profitlogik  ist,  wird  sich  an  der  Pflegemisere  und
Stellensituation in den Krankenhäusern nichts ändern!

Deswegen:

Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  eine  Refinanzierung,  die  die  gesamten  Behandlungskosten
umfasst.!
Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guten
Gesundheitsversorgung  haben.

Dafür  braucht  es  eine  gesellschaftliche  Kraft:  das  Personal  aus  den
Krankenhäusern zusammen mit dem in den Betrieben, die ein Interesses an
einer  guten,  flächendeckenden Gesundheitsversorgung haben,  gemeinsam
für die Abschaffung der DRGs, Wiederverstaatlichung privatisierter Kliniken
unter Kontrolle der Beschäftigten und der Patient:innen kämpfen. Das ist
eine gesellschaftliche Aufgabe, die sich die DGB-Gewerkschaften gemeinsam
auf  die  Fahne  schreiben  und  dafür  mobilisieren  müssen  bis  hin  zum
politischen Streik!

Tarifrunde  öffentlicher  Dienst  –  Bund/Kommunen  nutzen,  um



Strukturen aufzubauen, mit denen für ausreichend Personal und gute
Arbeitsbedingungen gekämpft werden kann!

Leider hat  ver.di  davor zurückgeschreckt,  diese Tarifrunde auch für  den
Kampf für mehr Personal zu nutzen. Dabei hätte man eine Verbindung über
den  Gesundheitsbereich  hinaus  organisieren  können,  denn  die  GEW-
Kolleg:innen aus Berlin streiken bereits  seit  mehreren Wochen für einen
Gesundheits-Tarifvertrag mit  der Hauptforderung nach kleineren Klassen,
weil  auch hier  der Personalnotstand eklatant  ist.  Die Bedingungen dafür
wären gut: zum einen hatten die Beschäftigten aus den Unikliniken in NRW
es allen praktisch vor Augen geführt, dass ein konsequenter gemeinsamer
Kampf für mehr Personal erfolgreich in einem Tarifvertrag enden kann. Zum
anderen  sind  gerade  in  dieser  Tarifrunde  alle  Kolleg:innen  aus  den
kommunalen Krankenhäusern zu Arbeitskampfmaßnahmen aufgerufen. Diese
könnten zusammen mit Erzieher:innen und Lehrer:innen für insgesamt mehr
Personal streiken verbunden mit einer Bezahlung, die auch tatsächlich die
Preissteigerungen auffängt! Das erweitert die Durchsetzungskraft und wäre
sicherlich  für  viele  Kolleg:innen  noch  ein  zusätzlicher  Motivationsfaktor
gewesen,  sich  in  dieser  Tarifrunde  an  Arbeitskampfmaßnahmen  zu
beteiligen.  Es ist  jetzt  nötig,  dass die Kolleg:innen in den verschiedenen
gewerkschaftlichen Strukturen, seien es Vertrauensleute,  Betriebsgruppen
oder  neu  aufzubauende  gewerkschaftliche  Organe  oder  auch  in  lokalen
Gremien,  von den ver.di-Verantwortlichen verlangen,  auch die  Frage des
Personalnotstandes bundesweit anzugehen! Dafür sind bundesweite Streiks
für  einen  Flächentarifvertrag  Entlastung  und  eine  Kampagne  gegen
Privatisierung,  Abschaffung  der  Profitlogik  in  der  öffentlichen
Daseinsvorsorge, wozu ja der ganze Gesundheitsbereich gehört, und für ein
Ende des gesamten Fallpauschalensystems und für die Refinanzierung der
realen Behandlungskosten nötig. Dies brauchen wir mehr denn je, da  durch
die  Pandemie  und  der  dadurch  angefallenen  Versorgung  vieler
Schwerkranker auf Intensivstationen viele kommunale Krankenhäuser in eine
finanzielle  Schieflache  gebracht  wurden.  Doch  ändert  auch  die
Lauterbach’sche „Revolution“ nichts am Fallpauschalensystem. Im Gegenteil!
Die  angestrebte  verstärkte  Ambulantisierung  der  Gesundheitsversorgung
wird unwillkürlich zu einem weiteren Krankenhaussterben beitragen. Das



Mindeste, was in dieser Tarifrunde passieren muss, und das ist nicht allein
die Verantwortung der gewerkschaftlich Aktiven im Betrieb oder auf lokaler
Ebene, sondern eben auch aller Gewerkschaftssekretär:innen, ist, dafür zu
sorgen,  dass  funktionierende  gewerkschaftliche  Basisorgane  in  den
Betrieben  entstehen,  die  die  Kolleg:innen  nicht  als  Manövriermasse
verstehen, sondern als aktive Kämpfer:innen für bessere Arbeitsbedingungen
und die tatsächlich Änderungen durchsetzen können.

Damit dies wirklich umgesetzt wird,  ist  es nötig,  eine politische Kraft  in
ver.di, aber auch allen anderen Gewerkschaften zu organisieren. Diese muss
sich bewusst gegen den Anpassungskurs der Gewerkschaftsführungen an die
Interessen  des  Kapitals  und  der  Regierenden  stellen  und  sich  zum Ziel
s e t z e n ,  d i e  G e w e r k s c h a f t e n  w i e d e r  z u  h a n d e l n d e n
Verteidigungsinstrumenten  der  gesamten  Klasse  umzukrempeln.  Unserer
Meinung nach sind die Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG)
und ihre lokalen Strukturen im Moment das beste Mittel dazu, um darüber zu
diskutieren und Konsequenzen fürs Handeln daraus zu ziehen (siehe auch
unter: www.vernetzung.org).

Britannien: Klassenkampf gegen
die Krise des Gesundheitswesens
von Andy Yorke, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam mit
der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Der  Winter  ist  da  und  mit  ihm  die  bisher  schwerste  Krise  des
Gesundheitssystems. Trotz der Atempause nach der Covidpandemie im Jahr
2022 erreichten die Wartelisten im Dezember einen neuen Rekord von 7,2
Millionen, mit bis zu 500 zusätzlichen Todesfällen pro Woche als Folge von
Verzögerungen.

http://www.vernetzung.org
https://onesolutionrevolution.de/britannien-klassenkampf-gegen-die-krise-des-gesundheitswesens/
https://onesolutionrevolution.de/britannien-klassenkampf-gegen-die-krise-des-gesundheitswesens/
https://arbeiterinnenmacht.de/


Eine  Rekordzahl  von  Patient:innen  wartete  über  12  Stunden  auf  eine
Behandlung in der Notaufnahme. Daher herrschte weithin Ungläubigkeit, als
der Sprecher der konservativen Sunak-Regierung bestritt, dass es sich bei
dieser  „beispiellosen  Herausforderung“  um  eine  Krise  handele,  und
behauptete:  „Wir  sind  zuversichtlich,  dass  wir  den  Nationalen
Gesundheitsdienst  (NHS)  mit  den  erforderlichen  Mitteln  ausstatten“.  So
versuchte er, die Krise auf die Pandemie zu schieben.

Doch diese begann lange davor. Das jährliche Wachstum der Ausgaben von
6 % im Gesundheitswesen unter der letzten Labour-Regierung wurde durch
die  Sparmaßnahmen  auf  weniger  als  1,8  %  gesenkt.  Das  Vereinigte
Königreich liegt bei der Bettenzahl pro Kopf weit unter dem internationalen
Durchschnitt, selbst im Vergleich zu ärmeren Ländern, und weist seit 2010
eine  dauerhaft  zu  niedrige  Zahl  freier  Betten  auf.  Das  Ziel,  die
durchschnittliche  Belegung auf  18  Patient:innen pro  Woche und Bett  zu
erhöhen, wurde seit 2016 nicht mehr erreicht.

In  der  Winterkrise  2017  war  der  NHS  gezwungen,  Zehntausende  von
Operationen abzusagen. Im Jahr 2022 lag die Zahl bei 350.000, also fast
tausend pro Tag! Schon vor der Pandemie warteten 8.270 Patient:innen in
der Notaufnahme im Jahr 2019 mehr als 12 Stunden auf eine Behandlung
(ein Sechsfaches gegenüber 2015). Die Krise des Gesundheitssystems wird
durch die des unterfinanzierten, überwiegend privaten Sozialfürsorgesektors
noch verschärft.

Das Scheitern des NHS
Der Schlüssel zum Verständnis der Krise sind unzureichende Finanzierung
und Personalmangel.  Die  Zahl  der  unbesetzten Stellen  für  medizinisches
Personal und die Wartelisten sind parallel angestiegen. Jede Regierung der
britischen  Konservativen  (Tories)  führt  eine  weitere  schmerzhafte
Umstrukturierung durch, doch trotz der Forderungen der Gewerkschaften
und  der  Britischen  Medizinischen  Vereinigung  nach  transparenten
Personalbewertungen  hat  keine  Regierung  seit  2003  eine  nationale
Personalstrategie für den Gesundheitssektor vorgelegt. Stattdessen verlassen
sich  die  Tories  auf  „Lückenbüßer:innen“,  d.  h.  den  privaten  Sektor,



Leiharbeitsagenturen  mit  Aushilfskräften  für  die  Krankenhäuser.

46.000 unbesetzte Stellen für Krankenschwestern und -pfleger (11,7 % der
Belegschaft) zeigen den Zusammenhang zwischen der Unterfinanzierung von
Seiten der Tories und Privatisierung. In einem Teufelskreis verlassen nun
tausende  Pflegekräfte  den  NHS  aufgrund  von  Überlastung,  Stress  und
sinkender Bezahlung. Ihr Streik setzt einen ersten Schritt, um diese von den
Konservativen verursachte Katastrophe rückgängig zu machen.

Die Regierung Sunak nutzt die Krise wie alle ihre Tory-Vorgänger:innen, um
die  Privatisierung weiter  voranzutreiben.  Sie  umgeht  Gespräche mit  den
Gewerkschaften und setzt die Covidpolitik fort, private Krankenhäuser und
Pflegeheime für Betten zu bezahlen, was den öffentlichen Gesundheitsdienst
bis zu eine Milliarde Pfund kostet.

Für die Tories blockieren Krankenhäuser weitere Privatisierungen. Deshalb
sind  die  Pläne,  150  psychiatrische  Behandlungszentren  zu  bauen  und
Patient:innen von den Notaufnahmen fernzuhalten, Teil des Vorhabens, die
Gesundheitsversorgung in  die  Wohnviertel  zu  verlegen und den NHS zu
zerschlagen.

Die Tories wollen nicht mehr Krankenpfleger:innen finanzieren, sind aber
sehr darum besorgt, den NHS immer wieder umzustrukturieren, um mehr
Profit  herauszuholen.  Bei  der  jüngsten  Umstrukturierung  wurden  42
integrierte Pflegegremien für den NHS England eingerichtet. Diese sind Teil
des Ansatzes der Tories, den NHS zu fragmentieren und den Zugang für
private Unternehmen auf jeder Ebene, einschließlich der Auftragsvergabe
und Planung, zu verbessern.

In der Zwischenzeit schloss eine halbe Million Menschen im Jahr 2022 eine
private Krankenversicherung ab, und viele weitere bezahlten für eine private
Behandlung,  mit  der  s ie  die  Warteschlange  des  staatl ichen
Gesundheitsdienstes praktisch überspringen konnten und eine Untersuchung
oder  Operation  beim  selben  Arzt/bei  derselben  Ärztin  im  gleichen
Krankenhaus erhielten, von der ihnen gesagt worden war, dass sie erst in
einigen Monaten verfügbar wäre!



Wird Labour das Gesundheitswesen retten?
Viele setzten ihre Hoffnungen auf Labour. Doch die New-Labour-Regierung
verband die Aufstockung der Mittel mit Kürzungen bei Betten und Personal
und  einer  weiteren  Öffnung  des  staatlichen  Gesundheitsdienstes  für  die
Privatisierung.  Labour-Vorsitzender  Keir  Starmer  verspricht,  dass  seine
Regierung  die  Mittel  aufstocken  wird,  aber  „Investitionen  allein  nicht
ausreichen“. Das bedeutet noch mehr Umstrukturierungen und eine größere
Rolle für den privaten Sektor.

In Wirklichkeit wird die Wiedereinführung des Spitzensteuersatzes von 45
Prozent  nicht  annähernd  ausreichen,  um  das  schwarze  Loch  in  der
Finanzierung  des  staatlichen  Gesundheitsdiensts  zu  stopfen,  und  es  gibt
keinen  Plan,  um die  Schäden  von  vier  Jahrzehnten  Marktwirtschaft  und
Privatisierung  rückgängig  zu  machen.  Schlimmer  noch,  die  Lösung  des
Schattengesundheitsministers besteht darin, den privaten Sektor zu nutzen,
um die Wartelisten zu verkürzen.

Ein siegreicher Streik der Krankenschwestern und -pfleger erfordert nicht
nur  das  Festhalten  an  einer  voll  finanzierten  realen  Gehaltserhöhung,
sondern hängt von der Gründung einer Massenbewegung zur Verteidigung
des  staatlichen  Gesundheitswesens  und  dem Kampf  für  den  Ausbau des
öffentlichen Dienstes ab, der durch die Besteuerung der Reichen finanziert
wird. Dies ist der erfolgversprechendste Weg, um sicherzustellen, dass die
Beschäftigten und Nutzer:innen des NHS in der Lage sind, Labour dazu zu
bringen, ihn wirklich zu verteidigen.

Streikwelle geht weiter
In  einer  historischen  Premiere  haben sich  die  Krankenschwestern  und -
pfleger der Gewerkschaft RCN (Royal College of Nursing; Britanniens größte
Gewerkschaft und Berufskörperschaft für Pflegende), die bis an die Grenzen
ihrer  Belastbarkeit  getrieben  wurden,  der  Streikwelle  gegen  die
Lebenshaltungskostenkrise  angeschlossen.  Und  trotz  der  Versuche  der
Medien,  die  öffentliche  Missbilligung  auszutesten,  erhalten  sie  massive
Unterstützung. Eine Million Mal werden Patient:innen alle 36 Stunden im



öffentlichen Gesundheitsdienst behandelt, und sie sind dem hart arbeitenden
Personal in überwältigender Weise dankbar und unterstützen es.

Jahrelang sinkende Reallöhne (um mehr als 20 % seit 2010), unterbesetzte
und  chaotische  Stationen,  die  nur  mit  Überstunden  arbeiten,  und  der
unerbittliche  Druck  der  Covid-  und  Grippewinterepidemien  haben  viele
Krankenpflegekräfte veranlasst, trotz der Ängste um ihre Patient:innen zu
streiken.  Weit  davon entfernt,  den Patient:innen zu schaden,  wie  in  den
Medien  behauptet  wird,  scheint  ein  Arbeitskampf  für  viele  die  einzige
Möglichkeit zu sein, nicht nur die Löhne zu erhöhen, sondern auch mehr
Personal anzuwerben und das staatliche Gesundheitssystem zu retten. Es
gibt über 132.000 unbesetzte Stellen.

Erstmals  schließen  sich  auch  die  Krankenwagenfahrer:innen  der
Gewerkschaften GMB (National Union of General and Municipal Workers)
sowie Unison und Unite (zwei weitere Gewerkschaften im öffentlichen und
privaten  Dienstleistungssektor)  und  außerdem  Physiotherapeut:innen,
Hebammen und Röntgenassistent:innen dem Kampf  gegen die  sinkenden
Löhne  an.  Bei  der  Urabstimmung  der  gewerkschaftlichen  medizinischen
Vereinigung  BMA  von  45.000  Ärzt:innen  in  der  Ausbildung  über  eine
beleidigende Gehaltserhöhung von 2 % in diesem Jahr wird wahrscheinlich
mit „Ja“ für eine Aktion gestimmt werden. Mit einer für März geplanten 72-
stündigen  Arbeitsniederlegung  werden  sich  noch  mehr  Ärzt:innen  dem
Kampf für Gehalt und Finanzierung anschließen. Am 6. Februar fand der
bisher größte Streik im Gesundheitswesen statt, bei dem Krankenschwestern
und  -pfleger,  Sanitäter:innen  und  andere  Beschäftigte  die  Arbeit
niederlegten.

Organisiert die Basis!
Die  Beschäftigten  müssen  Einigkeit,  Koordinierung  und  eskalierende
Maßnahmen  fordern.  GMB-  und  Unison-Ambulanzbeschäftigte  streiken
bisher  zumeist  getrennt.  Das  RCN  lässt  verschiedene  Sektionen  von
Krankenpersonal  an  unterschiedlichen Tagen streiken.  In  Schottland und
Wales  haben  die  Gewerkschaften  ihre  Streiks  für  Gespräche  mit  den
(dezentralen) Regionalregierungen ausgesetzt.



Belegschaftsversammlungen zur Bildung von Delegiertenausschüssen in und
zwischen Krankenhäusern und weiteren Einrichtungen (z. B. ausgelagerten,
privatisierten Abteilungen) sind der Schlüssel zum Erfolg der Streiks. Diese
können die Entschlossenheit stärken, diejenigen unterstützen, die noch an
der Urabstimmung teilnehmen, und auf weitere Maßnahmen drängen, um
den Konflikt zu kontrollieren.

„Die  Pflege  muss  enteignet
werden!“
Interview mit einem Pflegeazubi aus Leipzig, Artikel aus der FIGHT 2023,
unserer  Zeitung  gemeinsam  mit  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  (und
anderen  Sektionen  der  LFI)  zum  8.  März  2023

Das Wort Pflegenotstand ist in aller Munde: Überall fehlt es an Pflegekräften
und Fachpersonal, Löhne sind viel zu niedrig. Die Politik hat nichts weiter
übrig als vermeintlich wertschätzende Worte, aber es brennt an allen Enden
und Ecken. Aber nicht nur die festangestellten Pflegekräfte bekommen etwas
von den Problemen mit, auch die Azubis spüren es am eigenen Leib. Daher
habe  ich  mich  mit  D.,  19  Jahre,  aus  Leipzig  getroffen,  welcher  eine
Ausbildung zur Pflegefachkraft in einem privaten Altenpflegedienst in Leipzig
absolviert. Das Interview führte Leonie Schmidt.

Hallo D., warum hast du dich für die Ausbildung zur
Pflegefachkraft  entschieden  und  was  sind  deren
Inhalte?
Ich habe mich dafür entschieden, weil ich Menschen helfen will und ich auch
so sozialisiert wurde. Meine Eltern waren auch schon Pfleger:innen.

Die Ausbildung zur Pflegefachkraft dauert 3 Jahre. Da ist alles drin von der
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Grundpflege,  wie  man  einen  Menschen  richtig  pflegt,  wie  man  mit  ihm
kommuniziert, wie man psychischen Support leistet. Dann geht es weiter zu
den  Medikamenten,  zum  Aufbau  des  menschlichen  Körpers.  Durch  die
Zusammenführung der Ausbildung ist  es so,  dass man echt viel  Medizin,
darunter  Anatomie  lernen muss.  Und das  ist  natürlich  auch ein  riesiger
Stress, der auf die Azubis zukommt. Von dir als Azubi wird verlangt, dass du
8 Stunden in der Schule sitzt und dann 8 Stunden zu Hause nochmal lernst
bzw.  dich  auf  der  Arbeitsstelle  nochmal  hinsetzt  und  am  besten  noch
Hausaufgaben machst, was einfach nicht möglich ist in den meisten Fällen.
Und  am  Ende  der  Ausbildung  bist  du  dann  eine  Pflegefachkraft,  die
Allrounderin ist und überall eingesetzt werden kann– und auch wird. Also
man  hat  diesbezüglich  keine  Probleme  später,  wenn  man  nach  einer
Arbeitsstelle sucht.

Das  klingt  auf  jeden  Fall  ziemlich  interessant,  aber
auch anspruchsvoll. Es gibt ja sowieso schon aktuelle
Probleme  in  der  Pflege.  Wie  schlägt  sich  denn  der
Pflegenotstand auf deine Ausbildung nieder?
Es ist definitiv der Personalmangel, der sich hier zeigt, also dass die Fach-
und  Führungskräfte  total  überlastet  sind,  Dienstpläne  nicht  geschlossen
werden können. Wenn sich jemand krankmeldet, dann wird Druck gemacht.
Jemand muss aus dem Urlaub oder freien Tag geholt werden. Und das sind
dann meistens wir Azubis, zumindest war es bei mir so. Du wirst für die
„Drecksarbeit“ eingesetzt,  der Klassiker.  Du lernst in den meisten Fällen
nicht mal wirklich was bei den Aufgaben. Entweder hast du im betreuten
Wohnen gar nichts zu tun oder im Krankenhaus richtig viel Stress, wo du den
ganzen Tag rumläufst, Betten beziehst, Medikamente verteilst und so weiter.
Auch Sachen, die du eigentlich noch gar nicht machen darfst wie Spritzen
oder Infusionen vorbereiten und anhängen sind dann alles Aufgaben, die auf
dich  abgewälzt  werden,  weil  die  Fachkräfte  das  zeitlich  nicht  schaffen.
Natürlich ist es auch ein großes Problem, dass du dauerhaft am Arbeiten
bist. Du hast keine Freizeit. Du bist am Wochenende arbeiten, wenn deine
Freunde feiern gehen. Du bist abends arbeiten, wenn deine Freunde zuhause
sitzen  und  Serien  schauen.  Du  hast  nie  Zeit,  was  einen  natürlich  auch



psychisch total fertigmacht – vor allem in so einem jungen Alter. Dann hat
man einfach keine Jugend, weil man die ganze Zeit nur auf der Arbeit ist oder
lernt.

Die Azubis werden also wie überall als volle Arbeitskraft
eingesetzt,  aber  weder  ordentlich  entlohnt  noch
ordentlich ausgebildet, was gerade in Kombination mit
dem  Pflegenotstand  besonders  heftig  ist.  Das  ist
natürlich ein Sache, die man ganz klar angehen muss.
Und  was  gibt  es  für  Probleme  speziell  an  deinem
Arbeitsplatz?
Ein  ganz  großes  Problem  bei  dem  privaten  Pflegedienst,  wo  ich  meine
Ausbildung mache, ist,  dass es keine Kommunikation im Team gibt.  Man
bekommt erst Sachen mit,  wenn es wirklich zu spät ist,  bspw. bei  einer
Abmahnung. Es gibt keinen mentalen Support. Niemand fragt zum Beispiel,
warum du  zu  spät  gekommen  bist,  es  dir  schlecht  geht  oder  du  keine
Motivation  zeigst.  Und  das  zweite  sehr  große  Problem ist,  dass  es  ein
privater Pflegedienst ist,  und das führt dazu, dass der Mensch dort eine
Ressource ist,  egal ob Arbeit„nehmer“:in oder Patient:in.  Beide Gruppen
werden extrem ausge-beutet und nur der Profit steht im Vordergrund.

Gibt  es  bei  deiner  Ausbildungsstelle  auch  Fälle  von
Rassismus oder Sexismus?
Bei  meiner  Stelle,  am  Randgebiet  von  Leipzig,  gibt  es  auch  sehr  viel
alltäglichen Rassismus. Wir haben zum Beispiel einen Pflegeazubi, der ist
super lieb, 27 Jahre alt und wohnt seit 7 Jahren in Deutschland. Er spricht
perfekt Deutsch, hat vorher auch eine Sozialassistentenausbildung gemacht
und  danach  eine  zum  Krankenpflegehelfer.  Jetzt  macht  er  gerade  eine
Ausbildung zur Pflegefachkraft und studiert nebenbei. Er hat so viele Jahre
fürs Gesundheitssystem in Deutschland gearbeitet und immer noch keinen
deutschen  Pass.  Von  Patient:innen  und  auch  von  den  Mitarbeiter:innen
kommen oft dumme rassistische Kommentare, wenn er nicht da ist.

Und der alltägliche Sexismus von der älteren Generation, was man nun mal



leider  kennt,  kommt  auf  jeden  Fall  auch  vor.  Es  gibt  hier  viele
kleinbürgerliche Rechte mit Freiwildtattoo und „Böhse Onkelz“-Sticker am
Auto. Mehr habe ich so konkret nicht mitbekommen, aber man merkt diese
Stimmung immer, wenn es um solche Themen geht.

Das  kl ingt  nach  einer  Situation  und
Arbeitsbedingungen, die so nicht hinnehmbar sind. Was
denkst  du,  wo  müssten  wir  im  Arbeitskampf  im
Pflegebereich  ansetzen?
Definitiv Pflege enteignen! Pflege darf nicht, egal in welchem System, privat
sein. Es kann nicht sein, dass Menschen so ausgebeutet werden, dass ihre
Gesundheit  als  Ressource  angesehen  wird.  Ich  denke,  das  wird  es
wahrscheinlich in jedem Bereich des Kapitalismus geben. Aber in der Pflege
ist es natürlich nochmal was ganz anderes, wenn wirklich spezifisch damit
Geld gemacht wird, dass Menschen auf dich angewiesen sind. Und das sollte
es nicht geben. Es sollte also alles unter Kontrolle der Arbeiter:innenklasse
verstaatlicht werden, höhere Einheitslöhne und bessere Arbeitsbedingungen
geben. Gerade die Ausbildung sollte attraktiver gemacht werden, besonders
für junge Menschen. Und es sollte einfach viel mehr Support von der breiten
Masse für diese Ausbildung geben, zum Beispiel Boni. Das Schulsystem sollte
angepasst  werden,  dass  man  auch  einfach  mal  Jugendliche/r  sein  kann
während der Ausbildung. Wenn man zum Beispiel neben der Berufsschule
arbeitet,  sollte  es  angepasst  werden,  dass  man  nicht  12  –  13  Tage
durcharbeiten darf. Gewerkschaftliche Arbeit, auch im Azubibereich, ist ein
wichtiger Ansatz, um das zu erreichen.

Das klingt nach einer sehr sinnvollen Perspektive. Viel
Kraft für den gemeinsamen Kampf und vielen Dank für
das Gespräch!



Ukraine:  Nationale  Frage  und
die Frauen
von Susanne Kühn / Oda Lux, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine ist allgegenwärtig: in den Medien
und  im  Alltag.  Man  sieht  vor  allem  Bilder  von  kämpfenden  Männern,
geflüchteten Frauen oder von Daheimgebliebenen in zerstörten Häusern. Das
erfasst die Lebensrealität und die Lage der Frauen in der Ukraine nur zum
Teil.  Denn  obwohl  unter  anderem  aufgrund  des  Kriegsrechtes,  welches
ukrainischen Männern zwischen 18 und 60 die Ausreise verbietet, ein sehr
großer Teil der Menschen, die Westeuropa erreichen, Frauen sind, wird die
Frage, wie es eigentlich um ihre Situation in diesem Konflikt und der Ukraine
generell steht, verhältnismäßig wenig gestellt.

Um deren Lage – wie die Situation in der Ukraine – selbst zu verstehen, ist es
jedoch auch erforderlich,  kurz auf die nationale Unterdrückung seit  dem
Zarismus einzugehen.

Wir halten dies allerdings für dringend notwendig, weil bei aller berechtigten
und notwendigen Kritik am ukrainischen Nationalismus Ingoranz gegenüber
der  nationalen  Frage  in  der  Ukraine  vorherrscht  –  nicht  nur  in  der
bürgerlichen  Öffentlichkeit  oder  bei  unverbesserlichen  Putinist:innen,
sondern  auch  in  weiten  Teilen  der  „radikalen“  Linken.

Dies ist umso wichtiger, weil der reaktionäre und barbarisch geführte Krieg
Russlands  nicht  nur  abertausenden ukrainischen Zivilist:innen das  Leben
gekostet,  hunderttausende  obdachlos  gemacht  und  verarmt,  sondern
Millionen – vor allem Frauen – zur Flucht gezwungen hat. Er hat auch einem
reaktionären  und  historisch  eher  schwachbrüstigen  bürgerlichen
Nationalismus massiven Zulauf verschafft. Und es ist klar, dass dieser ohne
Lösung der ukrainischen nationalen Frage nicht entkräftet werden kann.
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Genau  darin,  in  der  Anerkennung  der  Bedeutung  der  nationalen
Unterdrückung  als  einer  Schlüsselfrage  in  der  Ukraine  bestand  die
historische Errungenschaft Lenins – eine Errungenschaft, die allerdings auch
schon zu seinen Lebzeiten in der Bolschewistischen Partei umstritten war.
Unter dem Stalinismus wurde letztlich die nationale Unterdrückung nur in
anderer Form reproduziert.

Ukraine und ihre nationale Unterdrückung
Im 19. Jahrhundert, in der Phase der Herausbildung der Nation, waren die
Ukrainer:innen in ihrer großen Mehrheit Bewohner:innen des zaristischen
Russland,  Gefangene  eines  Völkergefängnisses  (ein  bedeutender  Teil  der
Westukraine gehörte zur Habsburger Monarchie).

Die  Existenz der  ukrainischen Nation wurde vom Zarismus bestritten,  ja
bekämpft. Sie wurden ganz im Sinne des großrussischen Chauvinismus als
„Kleinruss:innen“  bezeichnet.  Im  Zuge  der  Russifizierungspolitik  wurden
ukrainische Literatur und Zeitungen ab 1870 verboten, um so diese Kultur
zwangsweise zu assimilieren.  Die Revolution von 1905 erzwang zwar die
Aufhebung dieser Gesetze bis 1914, aber im Ersten Weltkrieg wurde das
Verbot der ukrainischen Sprache wieder eingeführt. Erst die Revolution 1917
hob diese wieder auf.

Die entstehende ukrainische Nation setzte sich in ihrer übergroßen Mehrheit
aus Bauern/Bäuerinnen zusammen, die eine gemeinsame Sprache und auch
ein  Nationalbewusstsein  pflegten.  Die  herrschenden  Klasse  und  die
kleinbürgerlichen städtischen Schichten setzten sich aber vorwiegend aus
Nichtukrainer:innen zusammen – westlich des Dnepr waren es vor allem
polnische Grundbesitzer:innen, östlich des Dnepr russische. Die städtischen
Händler:innen waren vor allem Juden/Jüdinnen.

Die Industrialisierung der Ukraine setzte Ende des 19. Jahrhunderts mit der
Erschließung des Donbass (Donezbeckens) ein.  Die Arbeiter:innen in den
Bergwerken  wie  auch  die  Kapitalist:innen  waren  zum  größten  Teil
großrussische  Migrant:innen.



Ende  des  19.  Jahrhunderts  sah  die  nationale  Zusammensetzung  der
ukrainischen Gouvernements im zaristischen Reich wie folgt aus:  76,4 %
Ukrainer:innen,  10,5  %  Großruss:innen,  7,5  %  Juden/Jüdinnen,  2,2  %
Deutsche, 1,3 % Pol:innen und 2,1 % andere. Auf dem Land bildeten die
Ukrainer:innen mit  82,9 % die  überwältigende Mehrheit,  in  den Städten
machten sie aber lediglich 32,2 % der Bevölkerung aus.

Die  nationale  Frage  in  der  Ukraine  war  also  eng  mit  der  Agrarfrage
verbunden  und  nahm  auch  die  Form  eines  Stadt-Land-Gegensatzes  an.
Zweitens war und wurde die Ukraine im Krieg auch Kampfplatz zwischen
Großmächten, die ihre wirtschaftliche und geostrategische Konkurrenz auf
ihrem Gebiet austrugen.

Ukrainischer Nationalismus
Der ukrainische bürgerliche Nationalismus entwickelte sich erst spät, in der
zweiten Hälfte in den Städten des zaristischen Russland oder im Habsburger
Reich, wo die ukrainische Kultur und Sprache weniger extrem unterdrückt
wurden. Von Beginn an stützte er sich auf eine relativ schwache ukrainische
Bourgeoisie und Intelligenz. Im zaristischen Russland war er außerdem von
Beginn an – auch aufgrund der Rolle der orthodoxen Kirche und einer Teile-
und-herrsche-Politik  des  Zarismus  –  stark  antipolnisch  und  auch
antisemitisch geprägt. Zugleich offenbarte er schon früh eine Bereitschaft,
sich  politisch  verschiedenen  Mächten  unterordnen,  was  sich  im  Ersten
Weltkrieg, im Bürger:innenkrieg und in extremster Form in der Kollaboration
ukrainischer  Nationalist:innen  (insb.  von  Banderas  OUN;  Organisation
Ukrainischer  Nationalist:innen)  mit  den  Nazis  ausdrückte.

Es wäre aber falsch, ihn als rein reaktionäre Strömung zu betrachten. Neben
einem  von  Beginn  an  überaus  zweifelhaften  bürgerlichen  Nationalismus
bildeten sich auch linkere, oft sozialrevolutionäre, populistische Strömungen
heraus,  die eine reale Basis unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft  besaßen
(darunter  auch  Sozialrevolutionär:innen,  später  auch  halbanarchistische
Strömungen,  deren  bekannteste  die  Machnobewegung  war).  Die
fortschrittlichste  Kraft  stellten  sicher  die  Borot’bist:innen  dar  (linke
Nationalist:innen, die sich dem Kommunismus zuwandten und schließlich mit



der KP der Ukraine verschmolzen; Borot’ba = dt.: Kampf).

Arbeiter:innenbewegung und Bolschewismus
Die  Arbeiter:innenbewegung  konnte  vor  der  Oktoberrevolution  in  der
ukrainischen Bevölkerung – das heißt unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft –
faktisch keinen Fuß fassen (und sie hat das auch kaum versucht). Nach der
Revolution  trat  Lenin  –  auch  gegen  massive  Widerstände  unter  den
Bolschewiki – entschieden für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine ein
(einschließlich  des  Rechts  auf  Eigenstaatlichkeit).  Zweifellos  stellte  dies
einen  Schlüssel  für  die  Normalisierung  des  Verhältnisses  zur  Bauern-
/Bäuerinnenschaft  zu  Beginn der  1920er  Jahre  dar.  Die  bolschewistische
Politik in der Ukraine und im Bürgerkrieg war jedoch schon in dieser Periode
keineswegs  frei  von  großrussisch-chauvinistischen  Zügen,  die  jedoch
innerparteilich  vor  allem  von  Lenin  bekämpft  wurden.

Dass  die  Bolschewiki  schließlich  die  Ukraine  gegen  verschiedene
konterrevolutionäre und imperialistische Kräfte gewinnen konnten, lag, wie
E. H. Carr in „The Bolshevik Revolution“ treffend zusammenfasst,  daran,
dass sie den Bauern/Bäuerinnen als das „kleinste Übel“ verglichen mit den
Regimen aller anderen Kräfte erschienen, die ihr Land ausgeblutet hatten.

In jedem Fall versuchten die Bolschewiki teilweise schon während, vor allem
aber  nach  dem  Bürger:innenkrieg,  das  Verhältnis  zur  ukrainischen
Bevölkerung zu verbessern und sie so praktisch  davon zu überzeugen, dass
sie deren nationale Selbstbestimmung anerkannten und den großrussischen
Chauvinismus nicht in einer „roten“ Spielart reproduzieren wollten.

Dazu sollten vor allem zwei Mittel dienen:

a) Die Korenisazija (dt.: Einwurzelung), eine Politik, die darauf abzielte, die
Kultur und Sprache der unterdrückten Nationen, ihren Zusammenschluss in
eigenen Republiken oder autonomen Gebieten zu fördern und Angehörige
der unterdrückten Nationen entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung
in den Staatsapparat und die Partei zu integrieren. Außerdem sollte so auch
die  Herausbildung  oder  Vergrößerung  des  Proletariats  unter  den



unterdrückten  Nationen  gefördert  werden.

b) Die Neue Ökonomische Politik (NEP). Dieser zeitweilige Rückzug auf dem
Gebiet der ökonomischen Transformation auf dem Land sollte einerseits die
Versorgung der  Städte  bessern und die  Produktivität  der  Landwirtschaft
steigern, andererseits aber auch das Bündnis der Arbeiter:innenklasse mit
der Bauern-/Bäuerinnenschaft stabilisieren, das im Bürger:innenkrieg durch
das System der Zwangsrequirierung landwirtschaftlicher Produkte und Not
im Dorf extrem angespannt war.

Zwangskollektivierung  und  großrussischer
Nationalismus der Bürokratie
Der entstehenden und schließlich siegreichen Bürokratie Stalins waren jede
reale Autonomie und Selbstbestimmung der Nationen in der Sowjetunion ein
Dorn  im  Auge.  Die  Politik  der  Zwangskollektivierung,  selbst  eine
bürokratisch-administrative  Reaktion  auf  ihre  vorhergegangenen  Fehler,
kostete Millionen Bauern/Bäuerinnen in der Sowjetunion das Leben. In der
Ukraine nahm diese Politik besonders brutale Formen an. Hilfslieferungen an
die  hungernden  und  verhungernden  Landbewohner:innen  wurden
verweigert,  Flüchtenden  wurde  das  Verlassen  der  Ukraine  verwehrt.

Damit sollten auch die Reste ukrainischen Widerstandes gebrochen werden.
Die Politik der Zwangskollektivierung wird von einer im Kern großrussisch-
chauvinistischen Kampagne gegen den „ukrainischen Nationalismus“ und mit
der Abschaffung der Korenisazija verbunden.

Der barbarische Hungertod von Millionen Ukrainer:innen erklärt auch die
Entfremdung  der  Massen  vom  Sowjetregime  und  warum  ein  extrem
reaktionärer Nationalismus unter diesen in den 1930er Jahren Fuß fassen
konnte. Ohne eine schonungslose revolutionären Kritik, ohne einen klaren
politischen und programmatischen Bruch mit dem Stalinismus und ohne ein
Anknüpfen am revolutionären Erbe der Lenin’schen Politik wird es unmöglich
sein, die ukrainischen Massen vom ukrainischen Nationalismus zu brechen.



Frauenpolitik und Stalinismus
Der reaktionäre Charakter der Politik des Stalinismus zeigte sich in den
1930er Jahren auf allen Ebenen, insbesondere auch bei der Einschränkung
des  Selbstbestimmungsrechts.  Mit  dem  Sieg  der  Bürokratie  wird  die
„sozialistische Familie“ zum Leitbild ihrer Frauenpolitik. In der Sowjetunion
(und auch in der Ukraine) wird eine Hausfrauenbewegung gefördert. Auch
die  werktätige  Frau ist  zugleich  und vor  allem glückliche  Hausfrau und
Mutter.

Mit der Industrialisierung, aber auch im Zweiten Weltkrieg werden Frauen
zu  Millionen  in  die  Produktion  eingezogen,  zu  Arbeiterinnen.  Zugleich
werden während des Krieges reaktionäre Geschlechterrollen zementiert und
verstärkt.  So  wird  die  Koedukation  von  Jungen  und  Mädchen  in  der
Sowjetunion  1943  abgeschafft,  Scheidungen  werden  fast  unmöglich  und
unehelich Geborene werden rechtlich schlechter gestellt.

Obwohl Frauen einen relativ hohen Anteil in einzelnen Abteilungen der Roten
Armee stellten,  tauchen sie  in  der  offiziellen  Darstellung kaum auf.  Der
Faschismus  wird,  offiziellen  Darstellungen  zufolge,  von  den  männlichen
Helden vertrieben und geschlagen,  denen die  Frauen in  der  Heimat,  im
Betrieb und in der Hausarbeit den Rücken frei halten.

Im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  wird  das  reaktionäre
Frauenbild weiter  ideologisch aufrechterhalten.  Trotz  einer weitgehenden
Einbeziehung  der  Frauen  in  die  Arbeitswelt  wurde  die  Mutterschaft  als
Hauptaufgabe der Frau betont, gesellschaftlich gefördert und belohnt. So
wurden Prämien und Orden für Mütter, die 5 oder mehr Kinder zur Welt
brachten, eingeführt. Alleinlebende oder auch kleinere Familien wurden zur
Zahlung eine Spezialsteuer verdonnert.

Nach Stalins Tod tritt unter Chruschtschow eine gewisse Liberalisierung ein.
So wird die Abtreibung wieder legalisiert.  Darüber hinaus gibt  es einige
Verbesserungen für die Frauen.

Diese zeigen sich vor allem auf dem Gebiet der Bildung. So steigt der Anteil
der Absolventinnen von Fachhochschulen bis in die 1970er Jahre auf rund



50 % – ein Anteil,  der zu diesem Zeitpunkt von keinem westlichen Staat
erreicht wurde. Außerdem wurden eine Reihe von staatlichen Einrichtungen
auf dem Gebiet der Kinderbetreuung oder auch ein flächendeckendes System
leicht zugänglicher (wenn auch oft  nicht besonders guter) Kantinen oder
Speisehallen geschaffen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die Unterdrückung der Frau
bleiben jedoch bestehen. Frauen leisten weiter den größten Teil der privaten
Hausarbeit. Im Berufsleben waren sie bis auf weniger Ausnahmen weiter auf
typische  „Frauenberufe“  oder  schlechter  bezahlte  Tätigkeiten
(Bildungswesen,  Gesundheit,  Ärzt:innen,  Putz-  und Hilfspersonal,  Handel,
Nahrungsmittelindustrie,  Textil,  auch  generell  Fließbandarbeiter:innen)
konzentriert. Der Zutritt zu vielen von insgesamt über 450 „Männerberufen“
wurde ihnen verwehrt (darunter z. B. Lokführerin oder Fahrerin von großen
LKWs). Der Durchschnittslohn lag in den 1970er und 1980er Jahren immer
noch bei nur 65 – 75 % der Männer.

Restauration des Kapitalismus
Die Krise der Sowjetwirtschaft in den 1980er Jahren und die schockartige
Restauration des Kapitalismus trafen die Arbeiter:innenklasse, vor allem aber
die proletarischen Frauen mit extremer Härte auf mehreren Ebenen:

a) Massive Entlassungen und Schließungen treffen vor allem Frauen in den
schlechter  bezahlten  Tätigkeiten,  insbesondere  wenn  ganze  Industrien
bankrott  gehen.

b) Die Verschuldung und Währungskrisen führen zu massiven Kürzungen im
öffentlichen  Sektor  (Privatisierungen  und  Schließungen)  und  daher  auch
Massenentlassungen in Bereichen wie Gesundheit oder Bildung.

c) Zugleich werden soziale Leistungen massiv gekürzt, Kitas und Kantinen
geschlossen  (insbes.  die  betrieblichen).  Die  Preise  steigen  massiv  für
Wohnungen  und  Lebensmittel.

d)  Zugleich  werden  ein  reaktionäres  Frauenbild  und  reaktionäre
Geschlechterrollen ideologisch verfestigt und „neu“ eingekleidet. Sexismus,



reaktionäre  Familienideologie  und  Homophobie  müssen  nicht  erfunden
werden, sondern greifen Elemente des Stalinismus auf und kombinieren sie
mit tradierten bürgerlichen Vorstellungen.

e) Der Anteil an Frauen unter den Beschäftigten sinkt in der Ukraine (wie
überhaupt die Beschäftigung sinkt).  Zugleich werden mehr Frauen in die
Prostitution gezwungen oder verschleppt – sei es aus ökonomischer Not, sei
es direkt gewaltsam in illegalen Frauenhandel.

Mit dem Zusammenbruch der ehemaligen Sowjetstaaten und der Entstehung
der  Ukraine  als  unabhängiger  Staat  veränderte  sich  also  auch  das
gesellschaftliche Gefüge. Eine Spaltung der Gesellschaft verlief zwischen der
prorussischer und proeuropäischer Seite. Die alten KP-Strukturen wurden
durch neue ersetzt. Ebenso wie in anderen ehemaligen sowjetischen Staaten
setzten sich Oligarch:innen, vor allem Männer, an die Macht und blieben an
ihr kleben. Bezeichnend ist, dass es bis heute keine Präsidentin gab und auch
nur  eine  weibliche  Premierministerin,  Julija  Tymoschenko  (2005;  2007  –
2010).  Die  sog.  orangene  Revolution  von  2004  –  2005,  die  auch  mit
Generalstreiks einherging, verhalf ihr an die Macht. Allerdings kann sie nicht
als  eine  progressive  Führungsfigur  eingeschätzt  werden,  die  sich  an die
Spitze einer Bewegung für mehr weibliche Partizipation hätte setzen können.
Auch die Maidanbewegung 2013/14 vermochte es nicht, den Einfluss von
Frauen großartig zu steigern.

Was sie allerdings geschafft hat, ist, die Annäherung an den Westen weiter
voranzutreiben. Dies umfasst Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Einerseits
wäre da die Annäherung an die EU, welche zwar Privatisierungen, massive
Militärausgaben, Sozialkürzungen und viele weitere Angriffe, welche auch
Frauen treffen, zur Folge hatte, aber eben als Nebeneffekt auch politische
Reformen voranbrachte, welche aufgrund ihrer Stoßrichtung zur „liberalen“
bürgerlichen  Demokratie  bessere  Bedingungen  für  einen  Kampf  zur
Frauenbefreiung schaffen. So wurde beispielsweise eine Frauenquote von
30 % bei lokalen Wahlen beschlossen, welche nicht umgesetzt wird, aber
trotzdem eine Verbesserung darstellt.  Auch die Reformen im Bereich von
Justiz und Strafverfolgung sowie Korruptionsbekämpfung kommen vor allem
Frauen zugute, da diese am wenigsten von den „Vorteilen“ profitieren und



am meisten unter den Nachteilen leiden. Parallel dazu begann 2014 auch ein
faktischer  Bürger:innenkrieg  in  der  Ukraine,  der  zur  Gründung  der
Donbassrepubliken  und  zur  Annexion  der  Krim  durch  Russland  führte.

In  der  Zwischenzeit  ist  die  starke  Abhängigkeit  des  ukrainischen
Staatshaushaltes vom Westen noch gestiegen. Zusammen mit den bereits
vorher  stattgefundenen  Maßnahmen  an  Sozialkürzungen  und
Privatisierungen  führte  dies  dazu,  dass  noch  mehr  Menschen  in  Armut
stürzen (rund 50 % der Bevölkerung). Die Arbeitslosigkeit liegt aktuell bei
knapp  einem  Drittel  und  es  ist  über  den  weiteren  Winter  mit  vielen
Stromausfällen und Heizungsengpässen zu rechnen, da knapp zwei Drittel
der  Energieinfrastruktur  zerstört  sind.  All  das  trifft  Frauen,  die  in  der
Ukraine  knapp  10  %  weniger  Beschäftigungsanteil  haben  als  Männer,
stärker.  Die  Abhängigkeit  von  der  bürgerlichen  Familie  fällt  besonders
schwer  ins  Gewicht,  wenn  der  Alleinverdiener  stirbt  und  die  nun
Alleinerziehende weniger Aussichten hat, einen Job zu bekommen, in dem sie
dann auch noch geringer bezahlt wird.

Die Ukraine: nicht nur blau und gelb, sondern
auch „rein weiß“?
Die  heutige  Ukraine  ist  auch  ein  Vielvölkerstaat  mit  diversen  Ethnien,
Sprachen und Religionen. Neben Ukrainer:innen und Russ:innen umfasst sie
mehr als 130 ethnische Gruppen und viele Minderheitensprachgruppen, von
denen die größte Gruppe Roma/Romnja sind. Etwa 400.000 leben im Land.
Dies ist wichtig zu wissen, da sie nur selten erwähnt werden und historisch
überall,  wo  sie  sich  aufhielten,  diskriminiert  und  schlimmstenfalls
systematisch verfolgt wurden. In den letzten 10 Jahren gab es in der Ukraine
mehrere  Pogrome  gegen  Sinti/Sintizze  und  Roma/Romnja  bei  denen
Menschen getötet und vertrieben wurden. Besonders rechtsextreme Gruppen
hatten es auf sie abgesehen, aber vom Staat gestützt wurden sie dennoch
nicht. Auch auf der Flucht sind sie dem Antiziganismus in Osteuropa sowie in
Ländern wie Deutschland ausgesetzt. Zum Teil wurden sie an der Ausreise
gehindert  und  es  gab  sogar  Bilder  von  massakrierten  sowie  zur  Schau
gestellten Personen. Schafften sie es doch bis nach Deutschland, so war es



für  sie  schwierig,  staatliche  Hilfe  zu  erlangen.  Einerseits  weil  es  ein
generelles rassistisch motiviertes Misstrauen gegenüber Sinti/Sintizze und
Roma/Romnja  gibt,  andererseits  besitzen  viele  keine  Pässe  und  konnten
daher ihre Ansprüche nicht beweisen.

Eine weitere Gruppe, die zeigt, dass die Ukraine nicht so weiß ist, wie auch
in den deutschen Medien gerne suggeriert, ist die Gruppe der Migrant:innen
aus  aller  Herren  Länder,  die  zum  Arbeiten  oder  Studieren  ins  Land
gekommen  waren.  Auch  die  Ukraine  ist  und  war  eine  heterogene
Gesellschaft. Dies wirkt sich auch auf die Lage der Frau sehr unterschiedlich
aus – ein starkes Stadt-Land- wie auch Ost-Westgefälle sind hier zu sehen. Zu
oft  vergessen  wird  allerdings,  dass  auch  die  Gesellschaft  ethnisch  und
sprachlich vielfältiger ist, als es häufig dargestellt wird, weswegen neben
sexistischer Diskriminierung und auf Geschlecht basierender Vulnerabilität
noch rassistische Diskriminierung hinzukommt. Egal ob noch im Land selbst
oder  auf  der  Flucht,  befinden  sich  diese  Personen  noch  mal  in  einer
besonders prekären Situation.

Der Einmarsch des russischen Imperialismus hat die Lage der Frauen und
der Minderheiten noch einmal  dramatisch verschlechtert.  In der Ukraine
überzieht  der  russische  Imperialismus  das  Land  mit  einem reaktionären
Eroberungskrieg.  Zugleich  findet  der  Kampf  zwischen  dem  russischen
Imperialismus und den westlichen Mächten statt, nimmt der Krieg wichtige
Aspekte eines Stellervertreter:innenkrieges an.

Nichtsdestotrotz haben die Ukrainer:innen natürlich das Recht, sich gegen
die Invasion zur Wehr zu setzen, sich selbst zu verteidigen. Die historische
Entwicklung und der Krieg zeigen jedoch auch, wie untrennbar der Kampf
um  Selbstbestimmung,  gegen  die  Unterdrückung  der  Frauen  und
Minderheiten mit dem gegen westliches Großkapital,  russische Oligarchie
und die „eigene“ herrschende Klasse verbunden ist.



Antikriegsbewegung in Russland
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein Jahr seit Beginn des Angriffskrieges – und das Regime Putins scheint
nicht zu bröckeln, ja nicht mal kleine Risse zu bekommen. Doch die Fassade
täuscht, denn der Druck, den Krieg gewinnen zu müssen, wächst stetig für
die russische Regierung. Zwar wurde am Jahresanfang seitens Putins, aber
auch der internationalen Gemeinschaft festgestellt, dass die Sanktionen die
Nation nicht so stark treffen, wie es sich manch eine/r erhofft hat.

Dennoch ist das Loch im russischen Haushalt nicht besonders klein. Russland
verkauft bereits Devisen im Wert von 8,9 Milliarden Rubel (gut 112 Millionen
Euro)  pro  Tag,  um  das  Defizit  zu  decken.  Auch  Goldreserven  werden
veräußert. Die Zentralbank hat zuletzt davor gewarnt, dass ein hohes Defizit
die  Inflation  anheizen  könnte.  Sie  wäre  dadurch  zu  Zinserhöhungen
gezwungen, die wiederum die Konjunktur belasten würden. Es kann also
nicht  ewig  so  bleiben.  Doch  wie  kann  der  Krieg  beendet  werden?  Und
welchen Widerstand gibt es überhaupt?

Ein grober Überblick
Die Kritiker:innen des Krieges kommen aus allen politischen Spektren in
Russland,  denn  nur  die  wenigsten  profitieren  von  der  sogenannten
„Spezialoperation“. So gab es unmittelbar nach dem Einmarsch Petitionen
und Positionierungen von bekannten Personen der russischen Öffentlichkeit
gegen den Krieg. Aber auch aus der breiteren Bevölkerung kamen offene
Briefe wie beispielsweise einer aus der IT-Branche, der von rund 30.000
Beschäftigten unterzeichnet wurde.

Es  folgten  Aktionen  von  Künstler:innen  wie  des  Kollektivs  Nevoina  aus
Samara oder die anonyme Bewegung „Krankschreibung gegen den Krieg“.
Die größten koordinierten Aktivitäten stellten die Aktionstage am 6. und 13.
März 2022 sowie im September dar. Trotz dieser Unternehmungen ist es

https://onesolutionrevolution.de/antikriegsbewegung-in-russland/
https://arbeiterinnenmacht.de/


jedoch bisher nicht gelungen, eine breite Antikriegsbewegung aufzubauen.
Die Gründe dafür sind zahlreich.

Die  Aktivist:innen  selber  erleiden  seit  dem ersten  Tag  des  Krieges  eine
massive Repression seitens des russischen Staates. Das Versammlungsrecht
war bereits vor dem Krieg drastisch eingeschränkt worden. Neben massiver
Polizeigewalt  gab  es  bis  zum  13.  März  14.000  Festnahmen.  Diese
Ordnungsverwahrungen endeten zwar häufig nach 10 – 15 Tagen, jedoch
wurde  auch  vereinzelt  von  Fällen  berichtet,  bei  denen  Festgenommene
gefoltert wurden. Das Ziel seitens des russischen Staatsapparates war von
Beginn an, die Proteste im Keim zu ersticken.

So  gab  es  für  das  gesamte  Jahr  2022  laut  OVD-Info  mehr  als  21.000
Festnahmen  sowie  mindestens  370  Angeklagte  in  Strafverfahren  wegen
Antikriegsäußerungen  und  -reden.  Mehr  als  200.000  Internetressourcen
wurden  gesperrt  und  11  Urteile  wegen  Staatsverrats  verhängt.  Darüber
hinaus  haben  Behörden  bestätigt,  dass  bisher  141  Personen  wegen
Teilnahme an Antikriegsprotesten mittels Gesichtserkennungssystemen (z. B.
in der Moskauer U-Bahn) ermittelt wurden.

Chronik der Repression
Mit  der  massiven  Repression  hatte  das  Putinregime  bisher  Erfolg.  Die
Proteste  wurden  klein  gehalten,  große  Teile  der  Bevölkerung
eingeschüchtert und wichtige Aktivist:innen für den Widerstand haben mit
Repression zu kämpfen oder mussten fliehen. Die Oppositionsgruppen haben
in dieser Situation Aufrufe zu öffentlichen Kundgebungen eingestellt, weil sie
beim aktuellen Kräfteverhältnis nur zum Verheizen der Aktivist:innen führen
würden.

Weitere Gründe für diese Schwäche

Doch  nicht  nur  die  Repression  alleine  erschwert  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung. Hinzu kommen zwei weitere Gründe, die wir nur kurz
anreißen können:

a) Fehlende Programmatik und Klarheit



Die eher autonom geprägte Gruppe „Alt-Left“ ging in ihrer Auswertung des
Aktionstags am 13. März 2022 davon aus, dass die Führung der Bewegung
eine liberale Prägung habe und es in der Bevölkerung eine mehrheitliche
Unterstützung  für  die  „Spezialoperation“  und  eine  starke  Zunahme  des
Nationalismus  gebe.  Das  ist  natürlich  ein  Ergebnis  von  Putins
Propagandahoheit, aber auch der Tiefe der historischen Niederlage, die mit
der Restauration des Kapitalismus einherging, und einer Linken, die an sich
selbst  den  Zusammenbruch  des  Stalinismus  erfuhr  und  sich  und  die
Arbeiter:innenklasse bisher nicht so reorganisieren konnte, dass sie einen
alternativen gesellschaftlichen Pol gegen Putin darstellen. Teile der „linken“
Kräfte  –  insbesondere  die  Spitzen  der  KPR  und  der  offiziellen
Gewerkschaften –  unterstützen Putins  Krieg.  Andere nehmen keine klare
Position  ein,  erkennen  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukraine
grundsätzlich nicht an oder betrachten Russland nicht als imperialistische
Kraft. All das hat verhindert, dass sich ein klarer antikapitalistischer und
antiimperialistischer Pol in der Bewegung bildete.

b) Mangelnde Verankerung

Weiterhin  fehlt  eine  Verankerung  der  radikalen,  gegen  das  Regime
gerichteten  Linken  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.  Letztere  ist
massenhaft  vor  allem  in  der  staatstragenden  Gewerkschaftsföderation
organisiert und durch diese kontrolliert. Die aktuellen Proteste können sich
somit richtigerweise gegen den Krieg Russlands richten, aber darüber hinaus
können  sie  in  ihrem aktuellen  Ausmaß  nur  die  Keimform  einer  breiten
Antikriegsbewegung darstellen. Davon, den Krieg stoppen zu können, sind
sie weit entfernt. Die Linke ist marginalisiert, die Arbeiter:innenklasse tritt
nicht als eigenständige Kraft auf.

Rolle von Frauen
Doch  nicht  alles  ist  aussichtslos.  Von  Anfang  an  bildeten  Frauen  eine
treibende  Kraft  der  Antikriegsbewegung.  OVD-Info  verzeichnete,  dass
zwischen  dem  24.  Februar  und  12.  Dezember  mindestens  8.500
Administrativverhaftungen  von  Frauen  wegen  Äußerungen  von
Antikriegspositionen in verschiedenen Formen stattfanden, was etwa 45 %



aller bekannten Inhaftierten entspricht.

In den letzten Jahren ist der Anteil der bei Kundgebungen festgenommenen
Frauen deutlich gestiegen: 2021 betrug er bei solchen zur Unterstützung von
Alexei  Nawalny  25  –  31  %  und  2022  dort  nach  Ankündigung  der
Mobilisierung am 21. und 24. September 51 % bzw. 71 %. Der Autor und
Herausgeber  Ewgeniy  Kasakow  kommt  im  Buch  „Spezialoperation  und
Frieden – Die russische Linke gegen den Krieg“ zur Schlussfolgerung, dass
das feministische Spektrum das bestorganisierte in der aktuellen Situation
sei.  Das liegt seiner Einschätzung nach daran, dass es im Gegensatz zur
restlichen Linken am wenigsten gespalten in der Frage der Ukraine gewesen
sei.  Zum  anderen  schaffte  es  am  schnellsten,  „horizontale  Strukturen“
auszubilden,  und  war  somit  in  der  Lage,  zu  unterschiedlichen  Fragen
Agitationsmaterialien  zu  erstellen  und  Solidaritätskampagnen  zu
organisieren. Die größte nachvollziehbare Kraft stellt dabei das Netzwerk
Feministischer Antikriegswiderstand dar, das aktuell auch die stärkste im
Kampf gegen Krieg auszumachen scheint.

Das Feministische Antikriegswiderstand (FAS)
So gab es am 8. März 2022 in über 90 Städten stille Proteste, bei denen
Blumen  vor  Denkmäler  gelegt  wurden  wie  beispielsweise  einem
Wandgemälde in der Kiewer U-Bahnstation in Moskau, das für die russisch-
ukrainische  Freundschaft  steht.  Was  sich  nach  einer  Kleinigkeit  anhört,
führte jedoch allein in Moskau zur Verhaftung von 90 Personen und zeigt,
wie gering der Spielraum für Proteste ist.

Um so positiver ist es, die Aktivitäten der FAS über die letzten Monate zu
verfolgen: Neben der Sammlung von Spenden für ukrainische Geflüchtete,
der Unterstützung von nach Russland Abgeschobenen hat sie mehr als 10
Ausgaben  der  Printzeitung  Zhenskaya  Pravda  (Frauenwahrheit)
herausgegeben, mit der sie vom Staat unabhängige Informationen über den
Krieg gewährleistet.

Ebenso finden sich Artikel  wieder,  die  thematisieren,  wie Söhne vor der
Armee geschützt werden können oder sich der Krieg auf das Familienbudget



und  die  Wirtschaft  Russlands  auswirkt.  Auf  Teletype  veröffentlicht  sie
regelmäßig  Zwischenberichte  ihrer  Arbeit  sowie  Reden  von  einzelnen
Koordinator:innen des Netzwerks. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag
in  der  Agitation  gegen  den  Krieg  und  beweist  flexibles  Nutzen  von
Onlineaktivismus  und  illegaler  Arbeit,  die  nicht  nur  auf  Onlinemedien
basieren  kann.

Positionen
Klar  sollte  sein,  dass  das  Netzwerk  keine  total  homogene  Struktur
verkörpert, die auf Basis eines tiefer gehendenen einheitlichen Programms
agiert. Es dient als Sammelbecken für linke wie auch liberale Aktivist:innen
in  Russland  und  international,  die  auch  unterschiedliche  Einschätzungen
bezüglich des Charakters Russlands im Weltgefüge vertreten. Dennoch hat
es am 25. Februar ein Manifest veröffentlicht, das mittlerweile in über 20
Sprachen verfügbar ist. Dort bezieht es klar Stellung zum Krieg und schreibt:
„Russland hat seinem Nachbarn den Krieg erklärt. Es hat der Ukraine weder
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  noch  irgendeine  Hoffnung  auf  ein
friedliches Leben zugestanden. Wir erklären – und das nicht zum ersten Mal
–, dass der Krieg in den letzten acht Jahren auf Initiative der russischen
Regierung geführt wurde. Der Krieg im Donbas ist eine Folge der illegalen
Annexion der Krim. Wir glauben, dass Russland und sein Präsident sich nicht
um das  Schicksal  der  Menschen  in  Luhansk  und  Donezk  kümmern  und
gekümmert  haben und dass  die  Anerkennung der  Republiken  nach  acht
Jahren  nur  ein  Vorwand  für  den  Einmarsch  in  die  Ukraine  unter  dem
Deckmantel der Befreiung war.“

Angesichts des russischen Angriffskrieges ist die klare Positionierung der
FAS essentiell und unterstützenswert. Im Späteren wurde ergänzt, wem die
FAS hilft, wie Unterstützung aussehen kann. Ferner wurden 9 konkretere
Forderungen zum Krieg verabschiedet. Auch hier halten wir den Großteil für
sinnvoll wie die Ablehnung des bloßen Pazifismus, die Amtsenthebung Putins
und aller beteiligten Beamt:innen. Doch sehen wir auch Sachen anders wie
beispielsweise in der ersten Forderung: „Für den vollständigen Abzug der
russischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine und die Rückgabe



aller  besetzten Gebiete  an  die  Ukraine  (Wiederherstellung innerhalb  der
Grenzen bis 2014)“.

Wir unterstützen den sofortigen Abzug russischer Truppen, treten jedoch
dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  der  Krim  sowie  der  Volksrepubliken
unabhängig vom russischen wie vom ukrainischen Staat selbst Referenden
organisiert, welchem Gebiet sie sich anschließen will – mit dem Recht, egal
wie die Entscheidung ausfällt,  Sprache etc.  der jeweiligen Minderheit  zu
schützen.

Veränderung ist möglich
In einem Blogbeitrag beschreibt die FAS die unterschiedlichen Stadien von
Antikriegskampagnen  und  wirft  dabei  die  Frage  auf:  „In  welcher  Phase
befinden wir uns Ihrer Meinung nach? Wie kann man den Beginn der dritten,
vierten und fünften Stufe beschleunigen?“ Besagte Stadien stellen dabei 3.
die „Wachstumsphase der Unterstützung“, bei der die Unterstützung über
den Kern der aktiven Gruppen hinaus zunimmt und sich das 4. „Stadium der
Meinungsbildung“  entwickelt,  bei  dem  die  Antikriegsposition  in  breiten
Teilen der Bevölkerung diskutiert wird, hin zum 5. „Stadium der politischen
Stärke“, wo beispielsweise der Beginn oder die aktive Wiederaufnahme von
Verhandlungen  anstehen  sowie  kleine  Zugeständnisse  an  die
Antikriegsbewegung  erfolgen.

Manche Lesende werden jetzt vielleicht stutzig werden, da sie sich unter
„politischer Stärke“ wahrscheinlich etwas anderes vorgestellt haben. Dem
liegt folgende Aussage zugrunde: „Fast alle Forscher sind sich einig, dass die
Antikriegskampagne  selbst  den  Krieg  nicht  beendet:  Kriege  enden  aus
anderen Gründen, zu denen neben wirtschaftlicher Erschöpfung auch die
Unbeliebtheit  und  Nichtunterstützung  des  Krieges  in  der  Gesellschaft
gehören. Es sind Kampagnen, die den Grad dieser Unterstützung verändern
können, indem sie die Basis von Kriegsgegnern ständig erweitern und neue
Menschen in die Bewegung einbeziehen.“

Richtig mag sein, dass Kampagnen nicht Kriege beenden. Dennoch können
aus  ihnen  politische  Kräfte  entstehen,  die  sich  als  Organisationen  oder



Parteien formen, die eben dies tun. Denn vor allem, wenn das Ziel unter
anderem auch die Amtsenthebung Putins sein soll, braucht es eine Kraft, die
klar als Alternative auftreten kann.

Doch  kommen  wir  zurück  zur  eigentlichen  Frage:  Wie  kann  die
Antikriegskampagne ausgeweitet  werden?  Diese  ist  eng verknüpft  damit,
wen man als Subjekt der Veränderung betrachtet. Dabei glauben wir, dass
der Begriff der „Zivilgesellschaft“ nicht hilft, da er das Bild zeichnet, dass
zum einen viele Teile der Bevölkerung gleichgestellt sind, zum anderen keine
wirkliche  Unterscheidung  zwischen  NGOs,  Initiativen  und  Individuen
getroffen  wird.  Die  „Zivilgesellschaft“  in  ihrer  Gesamtheit  besteht  aus
Schichten, die letztlich entgegengesetzt Klasseninteressen haben können –
was  es  schwierig  macht,  klare  Forderungen  zu  entwickeln,  und  den
gemeinsamen Kampf notwendigerweise auf eine Reform des bürgerlichen
Systems beschränken muss.

Als Marxist:innen gehen wir davon aus, dass die Arbeiter:innenklasse das
zentrale Subjekt der Veränderung darstellt. Dabei gehen wir davon aus, dass
das  Bild  der  Arbeiter:innenbewegung  als  Darstellung  weißer  Männer  in
Blaumännern  der  Realität  nicht  gerecht  wird.  Schauen  wir  uns  die
Arbeiter:innenklasse international an, dann ist sie multiethnisch und divers in
ihren  Geschlechtsidentitäten.  Es  geht  also  nicht  um  die  Frage,
Unterdrückung  zu  verleugnen,  sondern  die  Kämpfe  miteinander  zu
verbinden.

Die  Arbeiter:innenklasse  als  solche  ist  aufgrund  ihrer  Rolle  im
Produktionsprozess  relevant.  Durch  die  Fähigkeit  zu  streiken,  also  die
Produktion  lahmzulegen,  sitzt  sie  an  einem effektiven  Hebel,  dem Krieg
sowohl den Geldhahn als auch praktisch die Mittel abzudrehen. Ein Blick
zurück  in  die  russische  Geschichte  zeigt,  welche  Schlüsselrolle  die
Arbeiter:innenklasse – und insbesondere Frauen – einnehmen können, um
Kriege zu beenden. Die Antwort auf die Frage, wie die Antikriegskampagne
ausgeweitet werden kann, lautet für uns also: Wie können die Arbeiter:innen
für eine Antikriegspolitik gewonnen werden? Und welche politischen Ziele
sind damit verknüpft? Soll nämlich der Kampf gegen den Krieg zum Sturz des
russischen Imperialismus auswachsen, so muss er für die Errichtung einer



revolutionären Arbeiter:innenregierung geführt werden.

Wie kann es weitergehen?
Die  FAS  vertritt  eine  solche  Perspektive  nicht.  Unsere  Kritik  bedeutet
natürlich  nicht,  dass  wir  sie  im  Kampf  gegen  die  Kriegspolitik  nicht
unterstützen würden. Im Gegenteil,  wir suchen diese Diskussion mit  den
Aktivist:innen und Genoss:innen.

Darüber  hinaus  ist  auch  hervorzuheben,  dass  die  FAS  auch  wichtige
klassenpolitische Forderungen erhebt. So heißt es:

„Wir kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle und für die
Einhaltung der Arbeitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Mit Beginn des
Krieges steigt die Zahl der Entlassenen und Arbeitslosen. Die Arbeitgeber
nutzen  ihre  Macht  und  ihren  Druck,  um  Arbeitnehmer  für  ihre
Antikriegshaltung zu bestrafen. Die ersten Leidtragenden der Kürzungen im
Arbeitsrecht sind die Frauen!* und die sogenannten nationalen Minderheiten,
Migranten. Wir unterstützen die Arbeit unabhängiger Gewerkschaften und
Streiks.“

Wir  halten  diese  Positionierung  für  sinnvoll,  da  der  Krieg,  wie  die  FAS
feststellt, für eine Verschlechterung der Lebensbedingungen vieler sorgt. Um
mehr Elemente für eine Antikriegsposition zu gewinnen,  müssen aktuelle
Probleme  wie  Lohnkürzungen  sowie  ausbleibende  Lohnzahlungen  und
steigende  Lebensunterhaltungskosten  direkt  angesprochen  und  mit
Forderungen  für  konkrete  Verbesserungen  verbunden  werden.

Dabei ist es sinnvoll, selbst die regimetreuen Gewerkschaften aufzufordern,
um  diese  Fragen  aktiv  zu  werden,  statt  stumme  Burgfriedenspolitik  zu
betreiben. Dies dient vor allem dazu, diejenigen, die zum einen Illusionen
frönen,  dass  ihre  Gewerkschaft  etwas  für  sie  tut,  wegzubrechen,  zum
anderen jenen,  die sie als  bloße Kulturinstitution verstehen,  aufzuzeigen,
dass sie ein Ort des gemeinsamen Kampfes sein muss.

Dies sollte kombiniert werden mit kleineren Aktivitäten in Betrieben, wo über
die  Aufforderungen  diskutiert  werden  kann.  Die  aktuelle  Repression



erschwert  es,  dies  offen  und  öffentlich  mit  der  Frage  des  Krieges  zu
verbinden oder schnell in Mobilisierungen umzuwandeln. Jedoch muss es Ziel
sein, die Unzufriedenheit zu schüren, um sie schließlich produktiv zu nutzen.

Perspektivisch  könnte  das  Ziel  darin  bestehen,  einen  gemeinsamen,
branchenübergreifenden Aktionstag beispielsweise unter dem Motto „Gegen
die  Krise!“  für  bessere  Arbeitsbedingungen  und  höhere  Löhne  zu
organisieren, der a) als Überprüfung dienen kann, wie viele bereit sind, auf
die Straße zu gehen, und b) genutzt werden kann, Kämpfe miteinander zu
verbinden.

Denn man sollte sich bewusst sein: Chauvinismus gegenüber Ukrainer:innen,
Sexismus und LGBTIA+-Diskriminierung werden in der breiten Bevölkerung
nicht  einfach  so  verschwinden,  nur  weil  die  Situation  durch  den  Krieg
schlechter wird. Unmittelbar droht sogar eine Zunahme. Der Schlüssel liegt
jedoch weder darin, dies zu ignorieren, noch eine vollkommende Solidarität
zur Vorbedingung eines gemeinsamen Kampfes zu machen.

Vielmehr muss im Rahmen von Kämpfen für Verbesserungen gezeigt werden,
dass  man  gemeinsame  Interessen  hat,  während  gleichzeitig  in  den
Strukturen  Schutzräume  für  gesellschaftlich  Unterdrückte  wie  Caucuses
geschaffen  werden  sollten.  Ebenso  wird  die  Arbeit  zurzeit  dadurch
erschwert,  dass  die  Gewerkschaften  dem  Krieg  recht  passiv
gegenüberstehen. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sie herauszufordern,
was nicht gegen die bereits existierende Arbeit gestellt werden sollte, die die
FAS betreibt, da diese auch die Grundlage schafft, Gehör zu finden.

Internationale Solidarität statt Isolation
Die  Aktivist:innen  der  russischen  Antikriegsbewegung  spielen  eine
Schlüsselrolle bei der Beendigung des Krieges. Hierzulande sollten wir uns
dafür  einsetzen,  dass  a)  die  eigene  Kriegstreiberei  nicht  das  Bild  einer
russischen Bevölkerung zeichnet, die komplett Putin unterstützt. Wer das so
sieht,  leugnet  nicht  nur  die  Realität  und  unterstützt  weitere  mögliche
Kriegstreiberei, sondern verpasst die Chance, den Widerstand zu stärken.
Wir sollten b) fortschrittliche Kräfte wie die FAS in ihrer Oppositionsarbeit



unterstützen,  c)  gegen  die  Sanktionen  gegenüber  der  russischen
Bevölkerung  auf  d ie  Straße  gehen,  da  diese  vor  a l lem  ihre
Lebensbedingungen  verschlechtern,  während  wir  gleichzeitig  das
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukrainer:innen  anerkennen.

Darüber hinaus bedarf es einer Strategiedebatte, die international geführt
werden muss. Dies bedeutet zum einen, von Aktivist:innen aus Russland zu
lernen, insbesondere wie politische Arbeit in der aktuellen Situation möglich
ist.  Auf der anderen Seite bedarf es auch inhaltlicher Debatten über die
Fragen  des  Charakters  des  russischen  Regimes  im  imperialistischen
Weltsystem,  des  Krieges  und  der  Strategie,  wie  er  beendet  werden  kann.

Gute Fragen, gute Antworten: 5
Fragen  zu  Frauen,  Patriarchat
und Krieg
von Aventina Holzer  /  Jaqueline Katherina Singh,  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

1. Patriarchat schafft Krieg?
„Kriege  werden von  Männern  ausgelöst“,  „Mächtige  Männer  setzen  ihre
Interessen über die Köpfe der anderen durch“ und „Krieg ist männlich“ sind
Aussagen, die einem häufig über den Weg laufen. Wenn man sich die Realität
anschaut,  könnte  man  dem  auf  den  ersten  Blick  zustimmen.  Die
überwiegende Mehrheit  der Regierungschef:innen sind Männer und auch
fernab  von  Amtsträger:innen  hat  Gewalt  überwiegend  ein  männliches
Gesicht.

https://onesolutionrevolution.de/kapitalismus-krieg-und-frauen/
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Das Problem an diesen Sätzen ist jedoch, dass man eine falsche Systematik
oder gesellschaftliche Problematik herausarbeitet. Es scheint so, dass Kriege
entstehen,  da  oftmals  Männer  Entscheidungsträger  sind.  Dies  ist  ein
Ergebnis des Patriarchats, welches sich durchgesetzt und reproduziert hat
durch männliche Gewalt. Damit wird einem unterschwellig suggeriert, dass
es „in der Natur“ von Männern liege, gewalttätig zu sein.

Doch Kriege entstehen nicht  einfach durch individuelle  Willkür.  Sie  sind
selbst ein Produkt von Klassengesellschaften. Im Kapitalismus sind sie oft
Ergebnis ökonomischer Konkurrenz mit dem Ziel jeweiliger Nationen bzw.
Kapitalfraktionen,  sich  eigene  Einflusssphären  zu  sichern  –  auf  Kosten
anderer. Krieg scheint männlich, da eben viele Männer für die Kriegsführung
und -erklärung verantwortlich sind. Das suggeriert sehr stark, dass es anders
wäre,  wenn  Frauen  in  diesen  Positionen  sind.  Annalena  Baerbock  oder
Hillary Clinton und ihre „feministische Außenpolitik“ lassen grüßen. In der
Realität  schicken  diese  aber  ebenso  Waffen,  um  die  Interessen  ihrer
jeweiligen herrschenden Klasse zu vertreten. Sie sind nicht freundlicher oder
rationaler,  nur  weil  sie  Frauen sind.  Davon auszugehen,  verschleiert  die
tatsächlichen Verhältnisse und den realen patriarchalen Aspekt von Kriegen
enorm, während man gleichzeitig tradierte Rollenbilder reproduziert.

Ähnliches gilt für männliche Gewalt an sich. Gewalt ist nicht nur eine Frage
von individueller  Mentalität,  Erziehung oder  Tendenz.  Es  ist  nichts,  was
„natürlich“  in  Männern  existiert,  sondern  Ergebnis  historischer
Unterdrückung – von Frauen, aber auch und vor allem von Klassen oder im
Kapitalismus von Kolonialvölkern und Nationen.

Somit ist die Aussage „Patriarchat schafft Krieg“ nicht nur eine sehr, sehr
vereinfachte Analyse von Patriarchat  als  „männlicher Dominanz“ und ein
Abschieben der Schuld auf „die“ Männer. Darüber hinaus vermittelt es zwei
we i te re  prob lemat i sche  Ideen .  Zum  e inen  en ts teh t  e ine
Diskussionsverschiebung.  Es  wird  sich  darauf  konzentriert,  welches
Geschlecht  den Krieg führt und verwaltet. Doch eigentlich geht es dabei um
die Durchsetzung von Klasseninteressen, um geopolitische und strategische
Machtverschiebungen. Diese haben zwar massive negative Auswirkungen auf
FLINTA-Personen, aber auch auf die männliche Arbeiter:innenklasse, die als



Kanonenfutter für die herrschende Klasse eingesetzt wird.

Das  zweite  Problem mit  der  Aussage „Patriarchat  schafft  Krieg“  besteht
darin,  dass  alle  Kriege  als  reaktionär  erscheinen.  Das  ist  grundfalsch.
Antikoloniale und antiimperialisische Befreiungskriege, Bürger:innenkriege
oder  Kriege  zur  Verteidigung  einer  sozialen  Revolution  tragen  einen
fortschrittlichen  Charakter.  Die  Abschaffung  des  Kapitalismus  und  der
Frauenunterdrückung sind letztlich ohne sozialistische Revolution, d. h. ohne
gewaltsame Erhebung der Unterdrückten unmöglich. Abstrakte, ahistorische
Phrasen,  die  den  Unterdrückten  einen  allgemeinen  Gewaltverzicht
nahelegen, entwaffnen sie letztlich nur. Sie tragen ungewollt dazu bei, jene
Verhältnisse  –  kapitalistische Ausbeutung und Frauenunterdrückung –  zu
verewigen, die sie zu bekämpfen vorgeben.

2. Warum gibt es Krieg im Kapitalismus?
Wer effektiv gegen Krieg kämpfen will, muss auch verstehen, was dessen
Wurzel ist. Spoiler: es sind nicht einzelne, verwirrte Staatsoberhäupter oder
die grundlegende „Natur“ des Menschen.  Die Erklärung ist  eine andere.
Dabei ist wichtig anzuerkennen, dass das grundsätzliche Verhältnis zwischen
den Akteur:innen im Kapitalismus die Konkurrenz ist. Jede/r muss für sich
selber schauen, wo er/sie bleibt, und darum kämpfen, dass er/sie nicht von
anderen Kapitalist:innen abgehängt wird oder am besten sogar schneller als
Elon Musk zum Mars fliegt. Dieser Konkurrenzkampf durchzieht die gesamte
Gesellschaft.  Somit stehen auch die Besitzer:innen der Fabriken und des
Kapitals, also die Kapitalist:innen, miteinander in stetigem Kampf darum, wer
die meisten Profite bekommt, um mit diesen neue Investitionen zu tätigen
und somit zu wachsen und immer größere Teile der Wirtschaft in der eigenen
Hand zu  vereinen.  Doch  Profite  zu  machen,  ist  nicht  so  einfach  in  der
heutigen Welt.

Unsere aktuelle Epoche zeichnet sich dadurch aus, dass jeder Winkel der
Welt  unter  die  konkurrierenden  Kapitale  aufgeteilt  ist.  Beispielsweise  in
Deutschland  wird  beinahe  alles  bewirtschaftet  und  der  Bedarf  an  den
meisten Sachen ist befriedigt. Also muss man raus aus Deutschland und in
anderen Teilen der Welt investieren, wo noch was zu holen ist. Und da sich



alle  Imperialist:innen  unter  Konkurrenzdruck  befinden,  hat  man  unter
Umständen  auch  gar  keine  andere  Wahl,  als  diese  Kriege  um
Wirtschaftswege  (westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume  (Mali)  oder
geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan) zu führen, da
man ansonsten von den Kapitalist:innen in anderen Ländern bedroht wird
oder vielleicht sogar abgehängt. Im Prinzip ist also Politik die zugespitzte
Form  der  ökonomischen  Konkurrenz  (wie  beispielsweise  durch
Handelsabkommen oder  Troikapolitik  gezeigt)  und Krieg die  Fortführung
dieser mit anderen Mitteln.

Als revolutionäre Marxist:innen erkennen wir auch an, dass Kriege einen
unterschiedlichen  Charakter  tragen,  je  nach  dem  der  Kriegsziele  der
beteiligten Kräfte und Klassen. So besitzen beispielsweise solche zwischen
imperialistischen Mächten einen reaktionären Charakter, während wir die
unterdrückter  Nationen und halbkolonialer  Länder gegen imperialistische
Staaten als berechtigt und unterstützenswert betrachten.

So weit eine knappe Antwort auf eine komplexe Frage.

3. Treffen Kriege Frauen stärker?
Die Antwort ist:  jein. Kriege versetzen die gesamte Bevölkerung in einen
Ausnahmezustand.  Die  Zunahme  von  Nationalismus,  Zerstörung  der
Infrastruktur oder Mobilmachung haben Auswirkungen auf alle. Frauen sind
dabei teilweise stärker oder spezifisch betroffen. Dies liegt darin begründet,
dass der Krieg bereits vorhandene Frauenunterdrückung massiv verstärkt
oder jedenfalls es tun kann. Er muss es aber nicht, wenn Frauen selbst eine
aktive,  ja  führende  Rolle  in  Befreiungs-  oder  Bürger:innenkrieg  für  die
fortschrittliche Seite spielen.

Die Auswirkungen lassen sich dabei grob in direkte sowie indirekte einteilen.
Beispielsweise fördert der Zusammenbruch der medizinischen Infrastruktur
eine höhere Sterblichkeit von Geburten und die kriegsbedingte Zunahme an
Frühwitwen führt meist zu schlimmerer Altersarmut von Frauen, die noch
jahrelang anhält. Ein spezifisches Merkmal von Kriegen ist der Anstieg von
Gewalt gegen Frauen. Herauszustellen hierbei ist, dass diese nur teilweise



zunehmen, weil die Lebensbedingungen schlechter werden.

Vielmehr muss Gewalt gegen Frauen – hierbei vor allem Vergewaltigung –
auch als gezielte Waffe verstanden werden zur ethnischen Säuberung und
Demoralisierung.  Beispielsweise  wurde  im  Jahr  1994  Ruanda  von  einem
Völkermord heimgesucht. Man schätzt, dass in etwas mehr als hundert Tagen
fast eine Million Menschen getötet wurden. Im gleichen Zeitraum wurden
schätzungsweise 250.000 bis 500.000 Tutsifrauen vergewaltigt. Insbesondere
in  diesem  Jahrhundert  gibt  es  zahlreiche  Belege  für  massive
Vergewaltigungen  als  Kriegsphänomen.  Ein  weiteres  Beispiel  finden  wir
1937, wo in einem Monat 20.000 Frauen von Japanern in Nanjing (früher:
Nanking; China) vergewaltigt wurden.

Auffällig ist, dass die Täter nur selten strafrechtlich verfolgt werden. In der
Machel-Studie  wird  darauf  hingewiesen,  dass  beispielsweise  nur  8  Täter
angeklagt wurden, obwohl die Zahl der Vergewaltigungen im ehemaligen
Jugoslawien auf 20.000 geschätzt wird. Ziel der systematisch betriebenen
Übergriffe ist es, der Gesamtbevölkerung der Gegenseite zu schaden – auch
langfristig, weil die Reproduktionsfähigkeit beschädigt wird, etwa wenn in
bestimmten  Kulturen  die  Frau  als  Heiratspartnerin  nach  einer
Vergewaltigung  nicht  mehr  infrage  kommt.  Es  wird  also  nicht  nur  der
einzelnen Frau mit diesem Kriegsverbrechen geschadet, sondern der ganzen
Gruppe.

4. Was ist mit der Carearbeit?
Dadurch,  dass  größtenteils  Männer  eingezogen  werden  sowie
Haushaltseinkommen  schrumpfen,  gibt  es  starke  Veränderungen  in  der
Verteilung der  Hausarbeit  sowie  auf  dem Arbeitsmarkt.  Kurzum:  Frauen
agieren hierbei als flexible Reservearmee von Arbeitskräften, die je nach
Situation aktiv einbezogen oder isoliert  werden. Der Grund dafür ist  vor
allem die Organisierung der Reproduktionsarbeit. Diese ändert sich ebenfalls
im Rahmen des Krieges. Denn in einem Land, was angegriffen wird, wird
massiv Infrastruktur zerstört. Alle Bereiche der Pflege und Kindererziehung
fallen somit meist auf Frauen zurück – und das findet unter schlechteren
Verhältnissen statt. Nach dem Krieg ändert sich das nicht unmittelbar, da die



Zahl von Verletzten auch gestiegen ist.

Kurzum: die Doppelbelastung von Frauen, die ohnedies existiert, wird massiv
verstärkt.  Doch  nicht  nur  in  angegriffenen  Ländern  verändert  sich  die
Situation. So hatten bspw. die USA im Zweiten Weltkrieg die Möglichkeit, um
die Waffenproduktion am Laufen zu halten, Teile der Carearbeit zeitweise zu
„sozialisieren“. Dies fand beispielsweise 1942  im Rahmen des Community
Facilities Act (auch Lanham Act genannt) statt. Im Rahmen dieses Gesetzes
hatten  alle  Familien  (unabhängig  vom  Einkommen)  Anspruch  auf
Kinderbetreuung, teilweise bis zu sechs Tage in der Woche, einschließlich
der  Sommermonate  und  der  Fer ien .  So  wurden  d ie  ers ten
Kinderbetreuungseinrichtungen der US-Regierung und sieben Einrichtungen
für 105.000 Kinder gebaut.  Dies scheint  nach heutigen Maßstäben recht
wenig  zu  sein,  ist  aber  ein  Ausdruck,  was  möglich  ist:  Statt  die
Reproduktionsarbeit ins Private zu verlagern, wurden Teilbereiche öffentlich
organisiert  –  also  verstaatlicht  („vergesellschaftet“),  da  Frauen  als
Arbeitskräfte benötigt wurden. Dieses Angebot blieb natürlich nicht ewig
bestehen. Nach Ende des Krieges und der Rückkehr der Männer von der
Front wurden die Angebote wieder gestrichen, um Kosten zu sparen.

5. Trifft Krieg alle gleich?
Insgesamt  ist  es  wichtig  anzuerkennen,  dass  wie  bei  Gewalt  die
Auswirkungen von Krieg alle Frauen treffen. Aber eben nicht gleich. Frauen
aus der Arbeiter:innenklasse, alle mit niedrigen Einkommen, sind den Folgen
wesentlich stärker ausgesetzt, da sie keinen finanziellen Spielraum haben,
Preissteigerungen  auszugleichen  oder  zu  fliehen.  Dementsprechend  kann
auch nicht in der „Einheit“ aller Frauen die Antwort auf den Kampf gegen
den Krieg bestehen. Vor allem nicht mit der Argumentation, dass Frauen
friedliebender als Männer sind. Dies ist nur eine Fortführung von tradierten
Rollenbildern, die auf die Müllhalde der Geschichte gehören. Wie am Anfang
schon gesagt: Krieg wird nicht durch toxische Männlichkeit oder „verrückte
Diktatoren“  vom  Zaun  gebrochen  und  geführt.  Um  Krieg  effektiv  zu
bekämpfen, ist es aber zentral, ihn als Ergebnis von Klassengegensätzen und
der  internationalen  Konkurrenz  unterschiedlicher,  nationaler



Kapitalfraktionen  zu  verstehen.  Wenn  Frauen  dann  einfach  nur  dieses
System mit verwalten oder glauben, dass Krieg vermeidbar sei, wenn man
mehr miteinander redet, dann bietet das keine Lösung für irgendein Problem
–  weder  zur  Bekämpfung  von  Krieg  noch  dessen  Auswirkungen  auf  die
Frauenunterdrückung.  Effektiver  Widerstand  muss  aktuelle  Probleme
aufgreifen und deren Bekämpfung mit der Beseitigung ihrer Ursache – des
Kapitalismus – verbinden, um erfolgreich zu sein.


